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1 Einführung 

Im Frühjahr 2020 traf das neuartige SARS-CoV-21-Virus auf eine unvorbereitete Weltbevölkerung 

und löste einen internationalen Gesundheitsnotfall und eine Pandemie aus. Zwar zirkuliert das Virus 

weiterhin, stellt jedoch inzwischen angesichts der starken Immunisierung der Bevölkerung eine ver-

gleichsweise geringere unmittelbare Gesundheitsbedrohung dar (Robert-Koch-Institut (RKI) 2024). 

Insgesamt hat die Pandemie die Weltbevölkerung aber tief getroffen: eine hohe Anzahl von Infek-

tionen und Todesfällen,2 hohe Belastungen des Gesundheitssystems, psychische und soziale Folge-

erscheinungen aufgrund der getroffenen Schutzmaßnahmen, wirtschaftliche Folgen sowie Auswir-

kungen im gesellschaftlichen Miteinander und Vertrauen der Menschen untereinander, in Instituti-

onen und Regierungen.3 Zwar wurde der internationale Gesundheitsnotfall der Pandemie von der 

Weltgesundheitsorganisation (World Health Organization, WHO) im Mai 2023 offiziell als beendet 

erklärt4 und seither durch andere Krisenereignisse überlagert, jedoch sind weiterhin längerfristige 

Folgewirkungen zu beobachten. So leiden über 1,5 Millionen Deutsche unter den gesundheitlichen 

Folgen der Virusinfektion, sei es an Beschwerden nach Abklingen der Infektion (Long-Covid), Post-

Covid mit anhaltenden Beschwerden auch drei Monate nach Erkrankungsbeginn, dem chronischen 

Erschöpfungssyndrom ME/CFS (Myalgische Encephalomyelitis / Chronic Fatigue Syndrom) oder so-

genannten Post-Vac-Erkrankungen infolge der Impfung.5 Weitere psychische und soziale Folgen 

zeigten und zeigen sich beispielsweise auch infolge der Schulschließungen und dem Wegfallen 

vielfältiger Freizeitaktivitäten unter Kindern und Jugendlichen sowie den Auswirkungen sozialer Iso-

lation im Rahmen der Quarantäneregeln in den unterschiedlichen Altersgruppen.6 

Auch die wirtschaftlichen Folgen der Pandemie sind anhaltend: Viele Unternehmen haben sich bis 

heute nicht von den Folgen erholt, Arbeitnehmer:innen litten unter Einkommens- oder gar Jobver-

lust und die durch die Pandemie veränderte Arbeitswelt führt weiterhin zu Diskussionen wie bei-

spielsweise im Kontext der "Rückkehr" aus dem Homeoffice. Privatwirtschaftliche Unternehmen sa-

hen sich kurzfristig mit der Notwendigkeit konfrontiert, auf die Pandemiesituation mit Anpassun-

 

1  Severe Acute Respiratory Syndrome Coronavirus Type 2. Das hoch ansteckende, 2019 entdeckte Corona-Virus löste die akute Erkrankung der 

Atemwege COVID-19 aus. Vgl. https://www.rki.de/SharedDocs/FAQs/DE/COVID-19/FAQ-Liste.html. 

2  Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) geht von weltweit rund 20 Millionen Todesfällen aus, vgl. World Health Organization (WHO) 2023; 

Robert-Koch-Institut (RKI) 2024. In Deutschland sind insgesamt mehr als 180.000 Menschen an oder mit COVID-19 verstorben, wie der vom 

Bundesministerium für Gesundheit herausgegebene Gesundheitsradar des Bundes ausweist (vgl. https://infektionsradar.gesund.bund.de/de/). 

Trotz dieser erheblichen Anzahl und einer tendenziell eher ungünstiger Ausgangssituation (Alter der Bevölkerung, Vorerkrankungen usw.) bestä-

tigen unterschiedliche Quellen und auch die allgemeine Wahrnehmung, dass Deutschland die Pandemie vergleichsweise gut durchgestanden 

hat (vgl. Gerlinger 2024, Arentz und Wild 2020 für die erste Phase der Pandemie; Hillienhof 2021). Siehe auch die Aussage des früheren Bundes-

gesundheitsministers Prof. Karl Lauterbach, https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus/chronik-coronavirus.html oder die epi-

demiologische Bewertung durch Prof. Christian Drosten, https://www.deutschlandfunk.de/virologe-drosten-fordert-gesellschaftlichen-aufarbei-

tungsprozess-der-pandemie-102.html. Rau und Trapp (2025) bestätigen diesen Befund auf der Basis empirischer Untersuchungen in Kommunen 

mit über 50.000 Einwohner:innen, in deren Rahmen die Eigenwahrnehmung der Mitarbeitenden in Kommunalverwaltungen ähnliche Schlussfol-

gerungen zuließen. Als bedeutende Erfolgsfaktoren konnten insbesondere die zeitnahe Möglichkeit für Homeoffice, die Ausstattung mit Schutz-

ausrüstung, der Ausbau von Test- und Impfzentren und eine gute Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung ermittelt werden. 

3  Vgl. hierzu den Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation Dr. Tedros Adhanom Ghebreyesus: „But COVID-19 has been so much more 

than a health crisis. It has caused severe economic upheaval, erasing trillions from GDP, disrupting travel and trade, shuttering businesses, and 

plunging millions into poverty. It has caused severe social upheaval, with borders closed, movement restricted, schools shut and millions of 

people experiencing loneliness, isolation, anxiety and depression. COVID-19 has exposed and exacerbated political fault lines, within and be-

tween nations. It has eroded trust between people, governments and institutions, fuelled by a torrent of mis- and disinformation. And it has laid 

bare the searing inequalities of our world, with the poorest and most vulnerable communities the hardest hit, and the last to receive access to 

vaccines and other tools.”, World Health Organization (WHO) 2023. 

4  Vgl. World Health Organization (WHO) 2023. 

5  Vgl. https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw46-pa-enquete-corona-1117438, 

https://www.bmftr.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/11/121125-ME-CFS.html, Robert-Koch-Institut (RKI) 2024. 

6  Vgl. u.a. die Analysen zu unterschiedlichen Lebensbereichen in den Beiträgen in Holst et al. 2024. 

https://www.rki.de/SharedDocs/FAQs/DE/COVID-19/FAQ-Liste.html
https://infektionsradar.gesund.bund.de/de/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus/chronik-coronavirus.html
https://www.deutschlandfunk.de/virologe-drosten-fordert-gesellschaftlichen-aufarbeitungsprozess-der-pandemie-102.html
https://www.deutschlandfunk.de/virologe-drosten-fordert-gesellschaftlichen-aufarbeitungsprozess-der-pandemie-102.html
https://www.google.com/search?q=Dr.+Tedros+Adhanom+Ghebreyesus&rlz=1C1GCEA_enDE895DE895&oq=WHO+Director-General+2023&gs_lcrp=EgZjaHJvbWUyBggAEEUYOTIICAEQABgWGB4yCAgCEAAYFhgeMgcIAxAAGO8FMgoIBBAAGIAEGKIEMgcIBRAAGO8FMgcIBhAAGO8FMgYIBxBFGDzSAQgyMzE2ajBqN6gCALACAA&sourceid=chrome&ie=UTF-8&mstk=AUtExfBw99ko69vnI8qN3MgevzoMq3MsKXC90zExC4CFk3nc5mCQmpbi9S61UZD2HqiWYMwFEpvSV9bhiqIMRq1slYCQb5Fy174qA8PtAzHKaNDFqnXnQkoN6Lvck5msTL0IOyw&csui=3&ved=2ahUKEwiEyaLVsOqTAxVBQ_EDHRe4BDsQgK4QegQIARAD
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw46-pa-enquete-corona-1117438
https://www.bmftr.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/11/121125-ME-CFS.html
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gen ihrer Geschäftsmodelle zu reagieren, um die eigenen Wirtschaftsaktivitäten fortführen zu kön-

nen. Nicht alle Unternehmenstypen waren gleichermaßen von der Pandemie betroffen, innovative 

Unternehmen zum Beispiel zeigten eine geringere Betroffenheit durch die Pandemie (Marques San-

tos et al. 2021; Brink et al. 2022).7 Innovative Reaktionen auf die neuen Herausforderungen der Krise 

ergaben sich beispielsweise durch unmittelbare organisatorische Anpassungen, durch Innovations-

aktivitäten mit Schwerpunkt auf neue Kund:innen und Märkte, längerfristige Änderungen von un-

ternehmerischem Angebot und Geschäftsmodellen oder durch grundlegend geänderte Arbeitswei-

sen (Bonetti und Vecchi 2022). Auch wenn Krisensituationen unternehmerische Innovationsaktivi-

täten häufig einschränken, gibt es doch Unternehmen, die sich gegenläufig verhalten und ihre In-

novationsinvestitionen in schwierigen Zeiten verstärken (Archibugi et al. 2013). Insbesondere große 

Unternehmen mit 250 und mehr Beschäftigten stießen während der Pandemie neue Innovations-

projekte an und fokussierten auf Forschungskooperationen (Brink et al. 2022), während vor allem 

innovative Start-ups sich auf die geänderten Innovationsbedingungen einstellen und entsprechend 

reagieren konnten (Ebersberger und Kuckertz 2021; Marques Santos et al. 2021). 

Vor diesem Hintergrund wurde vielfach der Wunsch nach einer Aufarbeitung geäußert, um für mög-

liche künftige Notfälle besser vorbereitet zu sein. So veröffentlichte die Europäische Kommission 

beispielsweise ihren Plan zur Prävention, Vorsorge und Reaktion auf Gesundheitskrisen oder wurde 

der WHO Hub for Pandemic and Epidemic Intelligence in Berlin gegründet.8 In Deutschland wurde 

die Enquete-Kommission „Aufarbeitung der Corona-Pandemie und Lehren für zukünftige pande-

mische Ereignisse“ eingerichtet, die Erfahrungen und Expertisen aus unterschiedlichen Disziplinen 

zusammenbringen und Mitte 2027 ihren Abschlussbericht vorlegen soll.9 Zudem hat die Bundes-

ministerin für Forschung, Technologie und Raumfahrt (BMFTR) für die kommenden zehn Jahre die 

„Nationale Dekade gegen Postinfektiöse Erkrankungen“ angekündigt und eine Unterstützung von 

rund 500 Millionen Euro zugesagt.  

Insgesamt zeigt sich, dass die Pandemie nicht ausschließlich eine medizinische Krise war,10 wenn-

gleich das erste Augenmerk in der Pandemiesituation auf dem gesundheitlichen Schutz und dem 

Überleben der Bevölkerung, insbesondere der vulnerablen Gruppen wie ältere und vorerkrankte 

Personen lag.11 Zusätzlich zeigt sich, dass die Pandemie nicht gleichmäßig in allen gesellschaftlichen 

Gruppen gewirkt hat und sozioökonomisch benachteiligte Bevölkerungsgruppen in stärkerem 

Maße vom Pandemiegeschehen betroffen waren (Wachtler et al. 2025; Blom 2020).  

 

 
7  Wirtschaftliche Auswirkungen stellt das Statistische Bundesamt (Destatis) im EU-Monitor COVID-19 anhand ausgewählter Kernindikatoren zwi-

schen 2017 und 2023 im europäischen Vergleich dar. Deutlich werden u.a. längerfristige Effekte in verschiedenen Branchen, im Konsumverhal-

ten, in der Einschätzung des Wirtschaftsklimas und der wirtschaftlich-finanziellen Lage der Verbraucher:innen, aber auch Wirkungen auf dem 

Arbeitsmarkt, insbesondere bei jüngeren Menschen. Vgl. Destatis 2023. 

8  Vgl. European Commission 2025b, 2025a; World Health Organization, Health Emergencies Programme 2022 sowie https://pandemi-

chub.who.int/, https://commission.europa.eu/topics/preparedness_en. 

9  Vgl. https://www.bundestag.de/ausschuesse/weitere_gremien/ee01. 

10  Vgl. hierzu auch Prof. Dr. Tinnemann, Leiter des Gesundheitsamts in Frankfurt/ Main, https://www.bundestag.de/dokumente/textar-

chiv/2025/kw49-pa-enquete-corona-1126226. 

11  Zur spezifischen Situation jüngerer sowie älterer Bürger:innen sowie zentralen wirtschaftlichen Kennzahlen vgl. beispielsweise Kuhn 2023; Kaman 

et al. 2024; Berngruber et al. 2022; Wünsche et al. 2023; Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. 2023. In ihrer Studie zur Gesundheit 

älterer Menschen im ersten Pandemiejahr können Wünsche et al. (2023) eine deutlich ungünstigere Situation älterer gegenüber jüngerer Men-

schen nicht grundsätzlich bestätigen; dies bezieht sich allerdings auf ältere Menschen in Privathaushalten und schließt Bewohner:innen in Pfle-

geheimen sowie Menschen mit schweren gesundheitlichen Einschränkungen nicht ein. Die Studie des Instituts für Sozialforschung und Sozial-

wirtschaft (2023) widmet sich explizit der Situation in Pflegeeinrichtungen und nimmt Aspekte wie soziale Isolation, Teilhabe sowie die digitale 

Infrastruktur in ihre Empfehlungen auf. 

https://pandemichub.who.int/
https://pandemichub.who.int/
https://commission.europa.eu/topics/preparedness_en
https://www.bundestag.de/ausschuesse/weitere_gremien/ee01
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw49-pa-enquete-corona-1126226
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw49-pa-enquete-corona-1126226
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Abbildung 1: Infektionen 2020 und 2021 je 1.000 Einwohner:innen und Bevölkerungs-

dichte in den deutschen Stadt- und Landkreisen 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten der Healthcare Daten-Plattform infas 360 und Eurostat. Visualisierungssoftware: 

ArcMap 10.8.2, Geodaten: Eurostat, © EuroGeographics bezüglich der Verwaltungsgrenzen 

Abbildung 1 gibt einen Einblick in die Infektionsintensitäten während der ersten Infektionswellen 

2020/2021. Hier zeigt sich die unterschiedliche Betroffenheit deutscher Stadt- und Landkreise in 

den ersten Phasen der Pandemie bis Frühjahr 2021. Bezogen auf die jeweilige Einwohnerzahl reich-

ten die Infektionsintensitäten von 6,4 Infizierten je 1.000 Einwohner:innen im Kreis Plön bis 64,4 

Infizierten je 1.000 Einwohner:innen im Landkreis Bautzen (deutschlandweiter Median: 27,1). Dabei 

wird deutlich, dass die Betrachtung der Infektionsfälle in dieser Zeitspanne kein eindeutiges Muster 
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im Sinn eines Zusammenhangs mit der Bevölkerungsdichte oder auch dem (Median-)Alter der Be-

völkerung ergibt.12 Vielmehr kann – wie oben angedeutet – davon ausgegangen werden, dass un-

terschiedliche Faktoren wie Maßnahmen zum Schutz vulnerabler Gruppen und der Gesamtbevöl-

kerung, die Akzeptanz der Vorsichts- und Schutzmaßnahmen durch die Bevölkerung, die Lage in-

nerhalb Deutschlands (Grenznähe), strukturelle Merkmale wie die Wirtschafts- und Beschäftigungs-

struktur und weitere Faktoren eine Rolle gespielt haben. 

So verweisen Hoebel et al. (2021) auf höhere Infektionszahlen in sozioökonomisch besser gestellten 

Regionen während der Anfangsphase der Pandemie. Ihre Forschung zeigt, dass sich dieser auf Rei-

setätigkeiten, Pendlerverflechtungen, Nähe zu Alpenregionen usw. zurückgeführte Effekt bereits im 

Verlauf der ersten Pandemiemonate rasch abschwächte. Dieses Ergebnis wird durch Rohleder et al. 

(2022) bestätigt. Sie untersuchen die Auswirkungen sozioökonomischer Benachteiligung auf das 

Infektionsgeschehen in den deutschen Stadt- und Landkreisen zwischen Anfang 2020 und Mitte 

2021 und finden einen steigenden Zusammenhang zwischen benachteiligter Bevölkerung und Co-

vid-19-Inzidenz im Beobachtungszeitraum. 

Weitere Erkenntnisse zum Infektionsgeschehen und der sozioökonomischen Situation lassen sich 

den Analysen des Robert-Koch-Instituts (RKI) entnehmen: Über die Verknüpfung der gemeldeten 

Infektionsfälle mit dem „German Index of Socioeconomic Deprivation (GISD)“13 kann das RKI spe-

zifische Infektionsmuster in den Wellen der Pandemie herausarbeiten. Zwar waren insbesondere 

süddeutsche, sozioökonomisch besser gestellte Regionen in der Anfangsphase der Pandemie stär-

ker betroffen, das Virus breitete sich aber rasch in ganz Deutschland aus, und es wurden im weiteren 

Verlauf vergleichsweise höhere Infektionsraten unter der sozioökonomisch stärker deprivierten Be-

völkerung sowie in Regionen mit hoher Beschäftigungsquote, insbesondere im produzierenden 

Sektor, gemessen. Menschen mit einer beruflichen Tätigkeit in personenbezogenen Dienstleis-

tungsberufen, insbesondere in Gesundheitsberufen, waren einer erhöhten Gefährdung für eine In-

fektion ausgesetzt. Ein erhöhtes Risiko für einen Krankenhausaufenthalt wurde insbesondere unter 

Beschäftigten in Reinigungs-, Verkehrs-, Logistik- und Fertigungsberufen beobachtet, während Per-

sonen mit der Möglichkeit zu Homeoffice und insgesamt höheren Funktionen an ihren Arbeitsstel-

len geringere Risiken für eine Erkrankung und einen schweren Verlauf hatten (Wachtler et al. 2025). 

Zudem zeigte sich eine höhere Erkrankungswahrscheinlichkeit für Kurzarbeit, Freistellung und Ar-

beitsplatzverlust bei geringerem Bildungsabschluss (Blom 2020).  

Auch lag das Infektionsrisiko in Kreisen mit höheren Bevölkerungsanteilen mit nicht-deutscher Her-

kunft höher als in Kreisen mit geringerem Anteil an Bewohner:innen mit nicht-deutscher Herkunft. 

Allerdings schwächte sich dieser Effekte über die drei Infektionswellen ab. Als potenzielle Erklä-

rungsfaktoren werden sprachlich bedingte verminderte Zugänge zu Gesundheitsinformationen, 

verminderter Zugang zu Schutzmaterial und Testinfrastruktur, geringere Möglichkeiten zur Isola-

tion durch beengte Wohnverhältnisse, höhere berufliche Risiken (geringere Möglichkeit zu Home-

office, höhere Wahrscheinlichkeit einer Berufstätigkeit in kontaktintensiven Bereichen) angegeben 

(Rohleder et al. 2022).14 

Weitere Hinweise geben das ifo-Institut und forsa (2020), die ökonomische Faktoren, die soziale 

Betroffenheit und Einstellungen der deutschen Bevölkerung untersuchen. Letzteres offenbart un-

 
12  Vgl. hierzu auch Zenker et al. 2025. 

13  Der GISD des RKI ist ein Maß zur Bewertung von sozialer Benachteiligung und Gesundheit. Er basiert auf Bildungs- Beschäftigungs- und Einkom-

mensdaten auf der Ebene der deutschen Stadt- und Landkreise. Vgl. Michalski et al. 2022. 

14  Hinzu kamen unterschiedliche Möglichkeiten zu Kontaktreduktion und -nachverfolgung, zielgruppenspezifische Kommunikation einschließlich 

sprachlicher Zugänglichkeit und Ansprache sowie das Vertrauen in Institutionen und Politik. Dabei können Michalski et al. (2022) Geschlechter-

unterschiede identifizieren: Ein erhöhtes Risiko, an COVID-19 zu erkranken, betraf Frauen in den Dienstleistungs- und Männer in den Fertigungs-

berufen.  
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terschiedliche Einschätzungen zwischen Ost- und Westdeutschland und politischen Positionen ins-

besondere bezüglich der Akzeptanz politischer Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie. Deut-

lich werden ferner unterschiedliche Haltungen zu Maßnahmen der Kontaktvermeidung und weite-

ren Aspekten je nach persönlich-familiärer Situation. Weitere Effekte auf das Infektionsgeschehen 

sind auf die unterschiedlichen Maßnahmen der Kontakteinschränkung und den entsprechenden 

Verhaltensänderungen der Bevölkerung sowie (ab Frühjahr 2021) auf die Impfquoten insbesondere 

unter der älteren Bevölkerung zurückzuführen. Dabei wird die Kombination unterschiedlicher nicht-

pharmazeutischer Maßnahmen des Infektionsschutzes als relevant im Hinblick auf die Reduktion 

der Ausbreitung des Virus ermittelt (Der Heiden et al. 2023; Rohleder et al. 2022). 

Für die öffentliche Verwaltung insbesondere auf kommunaler Ebene war die Pandemie eine im-

mense Herausforderung. Hier kamen die Corona-Maßnahmen zur Anwendung und hier trafen die 

auf Bundes- und Landesebene getroffenen Entscheidungen auf die Bevölkerung. Die entspre-

chende Rolle der Kommunalverwaltung als moderierender Akteur zwischen übergeordneten staat-

lichen Steuerungsebenen und der (lokalen) Bevölkerung ist also von zentraler Bedeutung. Bedeut-

sam erscheint dabei einerseits die "Übersetzung" der pandemiebedingten Vorgaben auf die spezi-

fische lokale Situation, daneben aber zusätzlich deren Umsetzung in die Gesundheitsversorgung 

und in weitere Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. 

In früheren Krisen ist es den bürgernahen Verwaltungen oftmals gut gelungen, pragmatische und 

innovative Lösungen zur Minderung der Krisenauswirkungen zu entwickeln und umzusetzen 

(Bogumil et al. 2019; Eckhard et al. 2021). In welchem Ausmaß es kommunalen Verwaltungen auch 

während der Corona-Pandemie möglich war, durch Innovation, Pragmatismus und Flexibilität Ge-

genbeispiele für das weithin wahrgenommene Verwaltungsversagen hervorzubringen, war bislang 

wenig erforscht. Erste Analysen deuteten auf große Unterschiede zwischen Kommunen hin, sowie 

auf die Bedeutung digitaler Innovationen, beispielsweise für die Kontaktnachverfolgung und öf-

fentliche Kommunikation (z.B. Next:Public 2020). 

Vor diesem Hintergrund widmet sich das vorliegende Discussion Paper der Frage, welche neuen, 

innovativen Lösungsansätze auf kommunaler Verwaltungsebene zur Überwindung der pandemie-

bedingten Herausforderungen beigetragen haben und welche Lehren sich darauf aufbauend für 

künftige Krisensituationen ableiten lassen. Dabei legen die Kapitel 4, 5 und 6 jeweils einen eigenen 

Schwerpunkt: erstens auf (digitale) Innovationen im Krisenmanagement von Gesundheitsämtern, 

zweitens auf die (digitale) Kommunikation der Verwaltung gegenüber der Bevölkerung sowie drit-

tens auf die Einbindung von Ehrenamt und Zivilgesellschaft in die Bewältigung der Pandemiesitua-

tion. Jedes dieser drei Kapitel geht auf eine eigene kleine empirische Vertiefungsstudie mit explo-

rativ-qualitativem Untersuchungsdesign auf der Ebene ausgewählter deutscher Kommunen zurück. 

Hierzu wird in Kapitel 2 zunächst der konzeptionelle Rahmen dargelegt, bevor ausgewählte Analy-

seergebnisse und die Begründung der Auswahl untersuchter Kommunen in Kapitel 3 dargestellt 

werden. Ein kurzes Fazit in Kapitel 7 schließt dieses Discussion Paper ab. 

Eingebettet sind die dargestellten Studienergebnisse in das kollaborative Forschungsvorhaben "In-

novationen in der lokalen Krisenbewältigung: Der moderierende Effekt von Verwaltungshandeln 

auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt in der Corona-Pandemie (InnoLoK)", das mit dem För-

derkennzeichen 01UP2228B vom Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt 

(BMFTR) gefördert wurde. Die nachfolgend dargestellten Untersuchungen stellen die Ergebnisse 

des Teilvorhabens des Fraunhofer-Instituts für System- und Innovationsforschung ISI dar, welches 

in das Forschungskonsortium unter der Leitung der Zeppelin-Universität Friedrichshafen und der 

Hochschule Kehl integriert war.15 

 
15  Nähere Informationen zum Projekt InnoLoK: https://www.zu.de/lehrstuehle/public-administration/news/2023-0102-innolok.php, 

https://www.isi.fraunhofer.de/de/competence-center/politik-gesellschaft/projekte/innolok.html, https://www.hs-kehl.de/innolok/. 

https://www.zu.de/lehrstuehle/public-administration/news/2023-0102-innolok.php
https://www.isi.fraunhofer.de/de/competence-center/politik-gesellschaft/projekte/innolok.html
https://www.hs-kehl.de/innolok/
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2 Betroffenheit, gesellschaftlicher Zusammenhalt und die mo-

derierende Rolle des Verwaltungshandelns 

In allen Teilen der Welt stellte die COVID-19-Pandemie eine völlig neue, außerordentliche Situation 

dar und griff auf vielfältige Weise in das tägliche Leben ein. Zur individuellen gesundheitlichen Be-

troffenheit kamen Einschränkungen in den gewohnten Alltagsroutinen, im persönlichen und beruf-

lichen Umfeld sowie im gesellschaftlichen Miteinander hinzu. Regeln für diese Ausnahmesituation 

steuerten das gesellschaftliche Leben – rasch wechselnde Gefährdungslagen und neue Forschungs-

erkenntnisse bedingten eine rasche Aktualisierung und Änderung dieser Regeln des Zusammenle-

bens. In Deutschland waren diese Vorgaben und Regeln in die föderale staatliche Organisations-

struktur eingebettet. Zur Abwehr gefährlicher und übertragbarer Krankheiten determiniert insbe-

sondere das Infektionsschutzgesetz als Bundesgesetz die rechtliche Grundlage, die über Landes-

verordnungen in den Bundesländern umgesetzt wird. Den Ländern obliegt dabei die Konkretisie-

rung des Bundesgesetzes über den Einbezug der jeweils landesspezifischen Situation. Auf der kom-

munalen Ebene schließlich wird auf die kleinräumigen spezifischen Auswirkungen über lokale An-

ordnungen reagiert.16  

Wichtige Koordinierungsinstrumente zwischen den Bundesländern waren die seit Ende der 1940er 

Jahre bestehende Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) als koordinierendes Instrument sowie die 

während der Corona-Pandemie eingerichtete Bund-Länder-Konferenz. Diese wurde durch das Bun-

deskanzleramt organisiert und umfasste neben Bundeskanzler/in und den Regierungschef:innen 

der Länder auch den Chef des Bundeskanzleramts sowie die Chefs der Staatskanzleien. Zur Vorbe-

reitung der Entscheidungen wurde auf den unterschiedlichen Ebenen das Instrument der Krisen-

stäbe genutzt.17 Mit dem Ziel der interdisziplinären Befassung mit den Erkenntnissen während der 

Pandemie und der Erarbeitung von Vorschlägen zu einer künftig verbesserten Gestaltung pande-

mischer Situationen wurde die "Enquete-Kommission Corona" mit 14 Abgeordneten und 14 exter-

nen Expert:innen eingerichtet.18 Neben weiteren Themenbereichen befasst sich diese Kommission 

mit dem Thema "Föderales Krisenmanagement und Krisenstäbe" und beleuchtet die unterschiedli-

chen Gremien, Instrumente und Entscheidungsgrundlagen in der Retrospektive. Verwiesen wird da-

bei auch auf die Entscheidungsstruktur im föderalen System, die in der Außenperspektive tenden-

ziell als komplex und langwierig wahrgenommen werden kann und bedingt durch die Kombination 

aus gemeinsamen Entscheidungen zwischen Bund und Ländern sowie der Entscheidungsautono-

mie der Länder zu unterschiedlichen Umsetzungen in den Bundesländern geführt hat (Behnke 2020; 

vgl. auch Enquete-Kommission 2026, S. 10).19 

Die unterschiedliche Ausprägung des Infektionsgeschehens auf der kleinräumigen Ebene sowie die 

Umsetzung der übergeordneten Vorgaben führten während der Pandemie zu einem breiten Spekt-

rum an Anforderungen für die Verwaltungen, insbesondere angesichts teilweise rasch veränderter 

Gefährdungslagen. Neben den pandemiespezifischen Einsatzbereichen mussten die Aufgaben der 

 
16  Vgl. hierzu ausführlich Schlüfter und Heyen 2023 sowie Böhm und Schönknecht 2020. 

17  Beispielsweise im Bereich des interministeriellen Austauschs auf Bundesebene (vgl. Blom 2020), im Robert-Koch-Institut (RKI, vgl. etwa die Er-

gänzung zum Nationalen Pandemieplan vom März 2020 durch den RKI-Krisenstab COVID-19, sowie die Krisenstabsprotokolle, 

https://www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/C/COVID-19-Pandemie/Strategie/Ergaenzung_Pandemie-

plan_Covid.pdf?__blob=publicationFile&v=1, https://www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/C/COVID-19-

Pandemie/Protokolle/COVID-19-Krisenstabsprotokolle.html). 

18  Vgl. https://www.bundestag.de/ausschuesse/weitere_gremien/ee01. 

19  Vgl. Behnke und Eckhard 2022 sowie Behnke und Person 2022. Siehe auch https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1150476 so-

wie https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880. 

https://www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/C/COVID-19-Pandemie/Strategie/Ergaenzung_Pandemieplan_Covid.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/C/COVID-19-Pandemie/Strategie/Ergaenzung_Pandemieplan_Covid.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/C/COVID-19-Pandemie/Protokolle/COVID-19-Krisenstabsprotokolle.html
https://www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Infektionskrankheiten-A-Z/C/COVID-19-Pandemie/Protokolle/COVID-19-Krisenstabsprotokolle.html
https://www.bundestag.de/ausschuesse/weitere_gremien/ee01
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1150476
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880
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Daseinsvorsorge erfüllt werden. Hier zeigte sich ein Spannungsfeld, denn die routinierten etablier-

ten Prozesse konnten plötzlich nicht mehr in gewohnter Weise umgesetzt werden; gleichzeitig war 

ein effizientes Krisenmanagement von zentraler Bedeutung,20 um Akzeptanz der Bevölkerung für 

die notwendigen Maßnahmen zu erzielen und die Bevölkerung zum Mitwirken an der Bewältigung 

der Ausnahmesituation zu motivieren. Zentral hierfür war in dieser wie auch in anderen Krisen das 

Vertrauen der Bevölkerung in politische Institutionen und Akteure (Zoch und Wamsler 2025; Kühne 

et al. 2020)21 – gerade in dieser hochkomplexen Situation, die das gesamte gesellschaftliche Leben 

und sozioökonomische System umfasste und für deren Überwindung keine situationsspezifische 

"Blaupause" vorlag (Walz et al. 2022). 

Zentral für die Umsetzung der durch Bund und Länder getroffenen Vereinbarungen sowie als un-

mittelbare Kontaktebene der Bevölkerung22 ist die Kommunalverwaltung. Diese ist gleichfalls Teil 

der Kritischen Infrastruktur KRITIS und für Daseinsvorsorge und Schutz der Zivilbevölkerung in Ka-

tastrophenfällen zuständig (Franzke et al. 2024; Rau und Trapp 2025).23 Die kommunale Ebene und 

die unmittelbare Nähe zu den spezifischen vor-Ort-Strukturen sowie zur lokalen Bevölkerung er-

forderte bzw. ermöglichte im Kontext der Pandemie individuelle Lösungsansätze für spezifische, 

lokale Herausforderungen (Seker et al. 2024; Otten und Schophaus 2023). Dabei wurden im Verlauf 

der Pandemie Unterschiede im Gerechtigkeitsempfinden, in der empfundenen Solidarität sowie der 

Akzeptanz durch die Bevölkerung deutlich – die Regeln des Zusammenlebens wurden auf der lo-

kalen Ebene unterschiedlich wahrgenommen, rezipiert und stießen auf unterschiedliche Resonanz. 

In der Retrospektive zeigten sich jedoch vielfältige neue, innovative Ansätze in der Verwaltung 

durch die erforderliche kontinuierliche Bewertung der vor-Ort-Situation und ihre Bewertung im Zu-

sammenspiel mit den rasch wechselnden Herausforderungen. Diese neuen Lösungen umfassten 

spezifische – oftmals ad hoc konzipierte und fachbereichsübergreifende – Maßnahmen, neue Pro-

zesse und Arbeitsweisen unter Berücksichtigung eigener Betroffenheiten durch teilweise hohe 

Krankenstände und Personalengpässe. Auf dieser Basis erhalten Aspekte der künftigen Handlungs-

fähigkeit bei Krisen, des experimentellen Lernens, der Anpassungsfähigkeit der Kommunen auf un-

vorhersehbare Ereignisse und ihre (Krisen-)Resilienz eine zunehmende Bedeutung (Seker und Mul-

ler 2023; Next:Public 2020; Empirica 2023; Walz et al. 2022). 

Neben dem Schutz der Bevölkerung im Katastrophenfall – hier: dem Schutz vor schweren gesund-

heitlichen und weiteren Folgen – erweist sich die Aufrechterhaltung und Stärkung des gesellschaft-

lichen Zusammenhalts von hoher Bedeutung insbesondere in Ausnahmesituationen (vgl. auch Zie-

mann 2025). Der Zusammenhalt kann einen wichtigen Beitrag dazu leisten, alle Bevölkerungsgrup-

pen anzusprechen und alle Belange zu antizipieren, gegenseitige Unterstützung zu gewährleisten 

 
20  Vgl. hierzu Graf et al. 2024. 

21  Auf der Basis des Nationalen Bildungspanels in Kombination mit kleinräumigen Infektionsraten und staatlichen Maßnahmen sowie der verglei-

chenden Analyse zweier COVID-19-Wellen mit der Vorpandemiesituation finden Zoch und Wamsler (2024 positive Entwicklungen des politi-

schen Vertrauens im ersten Jahr der Pandemie. Während der ersten Pandemiewelle überstieg das Vertrauen insbesondere in die nationale Poli-

tik das Vorpandemieniveau, jedoch konnte mit zunehmender Dauer der Pandemie ein Abfallen des Vertrauens beobachtet werden, das aller-

dings weniger die nationale Politik als stärker beispielsweise die Medien betraf. Der Befund der weitgehenden Konstanz des Vertrauens der 

deutschen Bevölkerung in den Staat wird durch Ergebnisse von Lenz et al. (2021) bestätigt, allerdings mit stärker positiver Bewertung der kom-

munalen, bürgernahen im Vergleich zu den übergeordneten (Landes-, Bundes-) Ebenen. Der gesellschaftliche Zusammenhalt, d.h. die Solidarität 

innerhalb der Zivilgesellschaft, erfährt jedoch eine abnehmende positive Bewertung im Pandemieverlauf, insbesondere unter jungen Eltern (Lenz 

et al. 2021). 

22  Grohs (2025, S. 235) spricht von Kommunen als "Anker des Zusammenhalts" und bezeichnet sie als "Gesicht des Staates und erste Anlaufstelle 

der Einwohnerinnen und Einwohner". Dies macht die zentrale Rolle und Funktion der Kommunalverwaltung für die lokale Bevölkerung sehr 

anschaulich und deutlich. Entsprechend wichtig ist die Vertrauensbasis, die die Bewohner:innen ihrer Kommunalverwaltung in der Bereitstellung 

grundlegender (Infra-)Strukturen und Dienste für das tägliche Leben entgegenbringen. 

23  Diese war jedoch nicht bzw. lediglich in geringem Maße in die Entscheidungsprozesse eingebunden (vgl. https://www.bundestag.de/doku-

mente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880). Vgl. auch Behnke und Eckhard 2022, S. 9: "While decision-making is typically the task of the 

executive leadership in governments (and parliaments), a crisis is operationally fought at the local level. It is local administrations that carry the 

major weight of directly interacting with the people, e.g. by organizing and delivering immediate help, providing shelter, distributing money and 

living supplies, enforcing rules or processing requests." 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880
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und insgesamt die Akzeptanz für getroffene Maßnahmen zu steigern. Angesichts hoher Todesfälle 

unter der vulnerablen, insbesondere älteren Bevölkerung stand der Gesundheitsschutz dieser Be-

völkerungsgruppe stark im Zentrum der Bemühungen, insbesondere in den ersten Phasen der Pan-

demie, als hohe Unsicherheit und noch kein umfangreiches Wissen zum Virus und seiner Wirkung 

vorlag und kein Impfstoff zur Verfügung stand. Damit sah sich die Verwaltung auf der kommunalen 

Ebene einer Reihe von Herausforderungen gegenüber, die von der "Übersetzung" der übergeord-

neten Vorgaben auf die konkrete Situation vor Ort über die zielgruppenspezifische Kommunikation 

bis hin zur Organisation der Impfkampagnen reichte. 

Die Verwaltung musste somit zeitnah, bedarfsorientiert und unmittelbar anforderungsgerecht in 

teilweise tagesaktueller Weise reagieren und dies auch zielgruppengerecht über unterschiedliche 

Kanäle kommunizieren, um der Aufgabe der Daseinsvorsorge für ihre Bürger:innen (einschließlich 

ihrer Mitarbeitenden) gerecht werden zu können. Innovation war daher keine Option, sondern eine 

unmittelbare Notwendigkeit (vgl. auch Seker und Muller 2023) – auch wenn der öffentliche Sektor 

und die Verwaltung in der gesellschaftlichen Wahrnehmung eher als Garant für Stabilität sowie für 

regelbasiertes Arbeiten wahrgenommen werden (Lenz 2024; Seker et al. 2024; Seker und Muller 

2023; Walz et al. 2022; Eckhard et al. 2021; Lenz und Eckhard 2020). In der Forschung ist jedoch 

mittlerweile anerkannt, dass der öffentliche Sektor innovative Neuerungen implementiert – sowohl 

in Form neuer Services/Angebote als auch im Hinblick auf neue Arbeitsweisen und -prozesse. Be-

fördert werden Innovationsprozesse durch neue technologische Möglichkeiten, neue Bedarfe und 

Erwartungen sowie durch bedeutende gesellschaftliche Herausforderungen, einschließlich Krisene-

reignisse wie die Corona-Pandemie (Seker und Muller 2023; Beaudet und Shearmur 2019).24 

Zusammenfassend zeigt sich die zentrale Rolle der Kommunalverwaltung in der Krisenbewältigung. 

Zugleich kann sie selbst als innovierender Akteur und/oder als Unterstützung für Innovationen in 

der Krise betrachtet werden. Bevor Analyseergebnisse aus den Bereichen (digitaler) Innovationen 

im Krisenmanagement der Gesundheitsämter, (digitale) Innovationen im Bereich der Krisenkom-

munikation sowie neue Ansätze des zivilgesellschaftlichen Engagements dargestellt werden, wid-

met sich das nachfolgende Kapitel dem methodischen Vorgehen einschließlich ausgewählter Zwi-

schenergebnisse. 

3 Auswahl der untersuchten Kommunen: Methodischer Ansatz 

und Zwischenergebnisse 

Um Fragen zu innovativen Lösungen im öffentlichen Gesundheitsdienst, in der Krisenkommunika-

tion und im zivilgesellschaftlichen Leben in der Pandemiesituation näher beleuchten zu können, 

wurde ein qualitatives Untersuchungsdesign gewählt und über leitfadengestützte Interviews Wis-

sen zu Erfahrungen und Lerneffekten in der Pandemie generiert. Dieses Kapitel skizziert die Arbeits-

schritte zur Vorbereitung der geführten Interviews und stellt ausgewählte (Zwischen-)Ergebnisse 

vor, die sich bei den Datenanalysen zur Vorbereitung der Auswahl der Stadt- und Landkreise für 

die drei Vertiefungsstudien ergeben haben.  

  

 
24  Im Fall eines akuten Krisenereignisses wie der Corona-Pandemie besteht die Herausforderung des unmittelbaren Übergangs vom "Normal-" in 

den "Krisenmodus" (vgl. Graf et al. 2024). 
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Diese Auswahl erfolgte in mehreren, aufeinander aufbauenden Arbeitsschritten: 

Entwicklung und Konkretisierung des Konzepts zur Durchführung der Vertiefungs-

studien. Untersuchungsebene: Stadt- und Landkreise (NUTS3)25 sowie NUTS2-Ebene 

(Regierungsbezirke oder Bundesländer), parallele Berücksichtigung interessanter Fälle 

basierend auf einer Literatur- und Dokumentenrecherche. 

Erstellung einer Daten- und Informationsbasis mit unterschiedlichen Indikatoren, 

die jeweils durch eine oder mehrere Variablen dargestellt werden: 

- Betroffenheit Covid-19/ Gesundheitsdaten (Infektions-, Sterbefälle), darauf aufbau-

end Berechnung eines Betroffenheitsindex als standardisierte, additive Messgröße 

- Demographie und Regionsstruktur: Grad der Urbanität / Ruralität, Medianalter, Be-

völkerungsdichte 

- Wirtschaftsstrukturdaten: Bruttowertschöpfung in Wirtschaftsbereichen, Pro-Kopf-

Wertschöpfung, Beschäftigung in Sektoren 

- Politik: Ergebnisse der Bundestagswahl 2021 (Zweitstimmen) 

- Innovationsperformanz aus europäischen Vergleichsdaten. 

Einbezug von Variablen aus einer Bevölkerungsbefragung des InnoLoK-Projekt-

teams (Lenz et al. 2021): 

- Evaluation der Reaktionen auf staatliche Organe (auf Landkreis- und Gemeinde-

ebene) 

- Bewertung der Handhabung der Krise durch den eigenen Wohnort (auf Landkreis- 

und Gemeindeebene) relativ zur wahrgenommenen Situation in anderen Regionen 

- Einschätzung auf die Reaktion der lokalen Gesundheitsämter. 

Teaminterne Diskussion der Gesamtergebnisse und Auswahl von priorisierten Un-

tersuchungseinheiten (zunächst auf NUTS2-Ebene, weitere Betrachtung der jeweili-

gen Stadt- und Landkreise). Dabei fand zusätzlich der kurz zuvor veröffentlichte Bericht 

zum digitalen Reifegrad der deutschen Gesundheitsämter und anderer Institutionen 

des öffentlichen Gesundheitsdienstes Berücksichtigung (Eymann et al. 2023b). 

Recherche nach potenziellen Ansprechpersonen für die vorausgewählten Stadt- und 

Landkreis-Kandidaten (gezielte online- und Dokumentenrecherche, Auswahlkriterien: 

Leitungspersonen oder Mitarbeitende in den Gesundheitsämtern, bei der Öffentlich-

keitsarbeit, im Ehrenamt und in zivilgesellschaftliche Organisationen). 

Ideensammlung und Konkretisierung der Untersuchungsgegenstände, darauf aufbau-

end Konzeptentwicklung für die Interviewleitfäden. 

 

Dieser stufenweise Ansatz ermöglichte die Entwicklung von literaturbasierten Hypothesen, ihre em-

pirische Abbildung und die Auswahl interessanter Analyseeinheiten. Ziel war es, Kommunen mit 

spezifischen Charakteristika in Bezug auf die entwickelten Hypothesen zu identifizieren und die 

vertiefenden Analysen hier anzusetzen. 

Als empirischer Spiegel diente die Betroffenheit der Stadt- und Landkreise – verstanden als Ausmaß, 

in dem die lokale Bevölkerung von COVID-19-Infektionsfällen sowie mit Todesfällen konfrontiert 

war. Berechnet wurde die Betroffenheit auf Basis der Infektionsfälle je 1.000 Einwohner:innen sowie 

 
25  Nomenclature des Unités Territoriales Statistiques. Vgl. https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/nuts, https://www.destatis.de/Europa/DE/Metho-

den-Metadaten/Klassifikationen/UebersichtKlassifikationen_NUTS.html. 

https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/nuts
https://www.destatis.de/Europa/DE/Methoden-Metadaten/Klassifikationen/UebersichtKlassifikationen_NUTS.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Methoden-Metadaten/Klassifikationen/UebersichtKlassifikationen_NUTS.html
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der Sterberaten unter Infizierten (jeweils bis Welle 4 / Februar 2021; Datenbasis: plattform infas 360) 

als standardisierter und additiv verknüpfter Betroffenheitsindex jeweils in Relation zur Betroffenheit 

in Deutschland gesamt. 

3.1 Betroffenheit und Bevölkerungsstruktur in deutschen Stadt- 

und Landkreisen 

Dieser Abschnitt liefert Informationen zur Frage, in welchem Ausmaß die lokale Bevölkerung von 

Infektionsfällen mit dem neuartigen Corona-Virus sowie von Todesfällen – jeweils in Relation zum 

gesamtdeutschen Mittel - betroffen war. Abbildung 2 zeigt die Betroffenheit in tiefer Untergliede-

rung in zehn Klassen sowie die gemeinsame Betrachtung von Betroffenheit und Bevölkerungs-

dichte. Die höchsten Betroffenheiten zeigen sich in Sachsen, Thüringen, einzelnen bayerischen Krei-

sen sowie (bei geringerer Ausprägung) in weiteren Stadt- und Landkreisen in anderen Bundeslän-

dern. Infektions- und Sterberate sind zumeist miteinander verknüpft, jedoch gibt es auch Regionen 

mit hohen Infektionsraten je 1.000 Einwohner:innen, die nicht die höchsten Sterberaten je 1.000 

Einwohner:innen aufweisen. Hierzu gehört beispielsweise der Erzgebirgskreis mit der zweithöchsten 

Infektionsrate im betrachteten Zeitraum, aber einer Sterberate von 2,12 (Höchstwert: 3,89). Auch 

scheint es keinen einfachen gleichgerichteten Zusammenhang zwischen der Betroffenheit und der 

Bevölkerungsdichte zu geben – ausgehend von der These, dass das Infektionsrisiko in dicht besie-

delten Umgebungen über dem ländlicher und dünner besiedelter Regionen liegt. Vielmehr weisen 

die zehn Kreise mit den höchsten Betroffenheitswerten Bevölkerungsdichten zwischen 66,9 und 

161,5 Personen je km2 auf und liegen damit im unteren Bereich der Bevölkerungsdichten aller deut-

schen Stadt- und Landkreise.26 

 
26  Die Spannweite für das Jahr 2020 liegt zwischen 36,0 EW/km2 (Prignitz) und 4.767,3 EW/km2 (Berlin), der gesamtdeutsche Median beträgt 200,6 

EW/km2. Datenquelle: Eurostat. 
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Abbildung 2: Betroffenheit (Infektions- und Sterberaten) 2020/21 in deutschen Stadt- 

und Landkreisen und nach Bevölkerungsdichte 

 

Quelle: Eigene Darstellungen, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Eurostat; eigene Berechnungen. 

Visualisierungssoftware: ArcMap 10.8.2, Geodaten: Eurostat, © EuroGeographics bezüglich der Verwaltungsgrenzen. 

3.2 Strukturdaten der Stadt- und Landkreise 

Ausgehend von der Annahme, dass die Struktur der lokalen Bevölkerung und unterschiedliche Be-

troffenheiten in Alterskohorten sowie die Siedlungsstruktur der Kreise (d.h. Erreichbarkeit, Bevölke-

rungsdichte usw.) signifikante Faktoren für potenzielle Variationen in der Infektionswahrscheinlich-

keit sowie der Versorgung vulnerabler und/oder wenig mobiler Bevölkerungsgruppen darstellen, 

wurde eine Auswahl an Daten zu Demographie und Struktur der Kreise zusammengestellt. Die be-

trachteten Strukturdaten umfassen Angaben zum Medianalter der lokalen Bevölkerung (siehe Ab-

bildung 3), zur Bevölkerungsdichte (siehe Abbildung 4) sowie zum Grad der Ruralität bzw. Urbanität 

deutscher Stadt- und Landkreise (Abbildung 5). Als Datengrundlagen wurden siedlungsstrukturelle 

Angaben des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bau-

wesen und Raumordnung sowie des Statistischen Amts der Europäischen Union (Eurostat) für ei-

gene Berechnungen und Darstellungen genutzt. 

Deutlich wird, dass Kreise mit hoher Betroffenheit tendenziell eine ältere Bevölkerung (gemessen 

am Medianalter) aufweisen – so zeigen Stadt- und Landkreise mit einem Betroffenheitsindex über 

2,0 zumeist ein Medianalter über 50. Ausnahmen sind Passau (Betroffenheit: 2,03, Medianalter: 

41,3), Schwabach (Betroffenheit: 2,32, Medianalter: 46,3) und Tirschenreuth (Betroffenheit: 3,28, Me-

dianalter: 49,0). Andererseits gehören die Kreise mit dem höchsten Medianalter nicht zwingend zu 

den am stärksten von der Pandemie betroffenen: Während Suhl mit dem höchsten Medianalter von 

55,4 Jahren einen hohen Betroffenheitsindex (2,3) aufweist, hat der Kreis Spree-Neiße bei einem 
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Medianalter von 54,8 Jahren einen Betroffenheitsindex von 1,3 und Greiz sowie Mansfeld-Südharz 

(beide mit einem Medianalter von 54,7) Betroffenheitswerte von 0,74 bzw. 0,56 (vgl. Abbildung 3). 

Die Darstellung der Betroffenheit und Bevölkerungsdichte in Abbildung 4 bestätigt den bereits er-

wähnten Befund einer uneindeutigen Zuschreibung erhöhter Betroffenheitswerte zu dicht besie-

delten Kreisen. Im Gegenteil weisen die am stärksten betroffenen Kreise sogar Bevölkerungsdichten 

unter 150 Einwohner:innen/km2 auf. Die meisten der Kreise mit der dichtesten Besiedlung weisen 

Betroffenheiten zwischen -1,0 und 1,0 auf (Ausnahme: Nürnberg mit einer Bevölkerungsdichte von 

2.802 Einwohner:innen/km2 und einem Betroffenheitsindex von 1,33). Dies wird durch die Betrach-

tung der Betroffenheiten (Spannweite und Median) nach drei Raumtypen bestätigt: der höchste 

Median zeigt sich in vorwiegend ländlichen Raumtypen, die höchste Spannweite bei gemischt 

strukturierten Kreisen (vgl. Abbildung 5). 

Abbildung 3: Analyse der Betroffenheit der deutschen Stadt- und Landkreise nach Medi-

analter 

 
Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Eurostat, eigene Berechnungen.  
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Abbildung 4: Analyse der Betroffenheit der deutschen Stadt- und Landkreise nach Bevöl-

kerungsdichte 

  
Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Eurostat, eigene Berechnungen.  

Abbildung 5: Analyse der Betroffenheit der deutschen Stadt- und Landkreise nach Regi-

onstyp 

 
Quelle: Eigene Darstellungen, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Eurostat, eigene Berechnungen.  
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3.3 Wirtschaftsstrukturdaten der Stadt- und Landkreise 

Weitere Daten wurden zur Einschätzung der wirtschaftlichen Struktur und Betroffenheit durch die 

Pandemie hinzugezogen. Hierzu wurden Daten zur Bruttowertschöpfung (BWS), daneben Daten zur 

Beschäftigung und zur Entwicklung der Erwerbstätigenzahl während des beobachteten Zeitraums 

genutzt. Die verwendeten Daten stammen von Eurostat, dem Statistischen Amt der Europäischen 

Union, sowie dem Statistischen Bundesamt. 

Abbildung 6: Analyse der Betroffenheit der deutschen Stadt- und Landkreise und pro-

Kopf-Bruttowertschöpfung 

 
Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Eurostat, eigene Berechnungen.  

Dabei zeigt sich, dass die Kreise mit der höchsten pro-Kopf-Bruttowertschöpfung 2020 eher unter-

durchschnittlich bis moderat vom Pandemiegeschehen betroffen waren. Kreise mit einer Brutto-

wertschöpfung (BWS)/Kopf von 60.000 Euro27 oder höher waren zumeist unterdurchschnittlich be-

troffen; Ausnahmen sind Coburg (BWS/Kopf: 81.853,2 Euro, Betroffenheitsindex: 1,82), Schweinfurt 

(BWS/Kopf: 80.919,0 Euro, Betroffenheitsindex: 0,44) und Ludwigshafen (BWS/Kopf: 63.485,51 Euro, 

Betroffenheitsindex: 1,43). Die am stärksten betroffenen Kreise liegen in ihrer jeweiligen Bruttowert-

schöpfung pro Kopf wesentlich unter diesen Beträgen (vgl. Abbildung 6). Auch die Kreise mit den 

höchsten Beschäftigtenanteilen im Produzierenden Gewerbe, in denen Homeoffice nicht durchge-

hend möglich war, sind nicht zwingend diejenigen mit hohen Betroffenheitsindizes (vgl. Abbildung 

7):28 Stadt- und Landkreise mit 40% und höherer industrieller Beschäftigung weisen häufig eine 

unterdurchschnittliche bzw. moderate Betroffenheit (bis etwa 1,5 in Relation zum gesamtdeutschen 

Mittel auf) – mit wenigen Ausnahmen: Sonneberg (45,65% Erwerbstätigenanteil im Produzierenden 

 
27  Konstante Preise 2015. 

28  Hierbei ist zu beachten, dass die vorliegenden Daten und Analysen die ersten Pandemiewellen umfassten. Daher kann die Betrachtung der Zu-

sammenhänge in der Retrospektive über die gesamte Zeitdauer der pandemischen Situation abweichende Ergebnisse aufzeigen. 

0

20000

40000

60000

80000

100000

120000

140000

160000

-3,00 -2,00 -1,00 0,00 1,00 2,00 3,00 4,00 5,00

Betroffenheit und Bruttowertschöpfung/Kopf 2020 in deutschen Stadt- und Landkreisen
B

W
S

/K
o

p
f 
(k

o
n
s
ta

n
te

 P
re

is
e

 2
0
1

5
)

Betroffenheit (Index)



Fraunhofer ISI Discussion Papers Innovation Systems and Policy Analysis Nr. 95 

Fraunhofer ISI  |  15 

 

Gewerbe, Betroffenheitsindex: 2,36), Tirschenreuth (43,55% Erwerbstätigenanteil im Produzieren-

den Gewerbe, Betroffenheitsindex: 3,28) und Hildburghausen (41,17% Erwerbstätigenanteil im Pro-

duzierenden Gewerbe, Betroffenheitsindex: 3,14). Positive Werte der Entwicklung der Erwerbstäti-

genzahlen zwischen 2020 und 2021 sind ebenfalls in Kreisen mit negativen bis moderaten Betrof-

fenheitsindizes zu beobachten (vgl. Abbildung 8). 

Abbildung 7: Analyse der Betroffenheit der deutschen Stadt- und Landkreise und Er-

werbstätige im Produzierenden Gewerbe 

 
Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Statistischen Ämter der Länder, 

eigene Berechnungen.  
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Abbildung 8: Analyse der Betroffenheit der deutschen Stadt- und Landkreise und Ent-

wicklung der Erwerbstätigkeit 

 
Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Statistischen Ämter der Länder, 

eigene Berechnungen.  

3.4 Politik und Wahlverhalten 

Wie theoretische und empirische Studien zeigen (z.B. Lenz 2022), ist das Vertrauen in die politischen 

Entscheidungsträger ein wichtiger Aspekt in der Überwindung von Krisensituationen: Vertrauen in 

die getroffenen Entscheidungen ist elementar, um Akzeptanz zu generieren und die Bevölkerung 

zur Umsetzung der Maßnahmen zu motivieren. Vertrauen in die Politik kann in unterschiedlicher 

Weise empirisch erfasst werden, beispielsweise durch die Abfrage entsprechender Einschätzungen 

der Bevölkerung oder auch die Zustimmung von Wählerinnen und Wählern zu politischen Program-

men unterschiedlicher Parteien. Politisches Vertrauen kann sich bei eintretenden Krisensituationen 

ändern: Während externe Ereignisse zunächst das politische Vertrauen häufig stärken, kann sich 

dieser Effekt mit Dauer der Krise abschwächen (Wamsler und Zoch 2025). 

Im vorliegenden Fall wurde das Wahlverhalten als Näherungsvariable (Proxy) in die Analysen ein-

bezogen und auf die Wahlergebnisse der Bundestagswahl 2021 (Zweitstimmen) in ihrer Verteilung 

über die Parteienlandschaft – Schwerpunkt: Zweitstimmen für die Alternative für Deutschland (AfD) 

– Bezug genommen. Basis sind die öffentlich zugänglichen Daten der Bundeswahlleiterin.29 

 
29  https://www.bundeswahlleiterin.de/dam/jcr/af56635e-73d7-404f-8745-9dbf2e023de3/btw2021kreis.csv. 
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Abbildung 9: Analyse der Betroffenheit der deutschen Stadt- und Landkreise nach Wahl-

verhalten (Bundestagswahl 2021, Zweitstimmen für die AfD in %) 

Quelle: Eigene Darstellungen, basierend auf Daten der 

Healthcare Datenplattform infas 360 und Daten zur Bundes-

tagswahl 2021 der Bundeswahlleiterin, eigene Berechnun-

gen. Visualisierungssoftware: ArcMap 10.8.2, Geodaten: Eu-

rostat, © EuroGeographics bezüglich der Verwaltungsgren-

zen. 

Abbildung 9 verdeutlicht, dass es nur wenige 

Kreise mit hohen AfD-Zweitstimmenanteilen 

und negativen Betroffenheitsindizes gibt. 

Demgegenüber weisen eine Reihe von Stadt- 

und Landkreisen Zweitstimmen für die AfD von 20% und höher bei überdurchschnittlicher Betrof-

fenheit auf. Auch offenbart sich, dass es eine Reihe von Kreisen mit hohen Stimmanteilen für die 

AfD, aber vergleichsweise geringer Betroffenheit gibt. Beispiele hierfür sind der Saale-Orla-Kreis 

(30% Zweitstimmen für die AfD, Betroffenheitsindex: 0,75), Greiz (28% Zweitstimmen für die AfD, 

Betroffenheitsindex: 0,74) oder Gera (27% Zweitstimmen für die AfD, Betroffenheitsindex: 0,62). Der 

größte Anteil der Kreise weist AfD-Zweitstimmenanteile unter 15% und Betroffenheiten zwischen -

1 und +1 (im Vergleich zum bundesweiten Schnitt) auf. 

3.5 Innovationsperformanz 

Als fünfter und letzter Themenblock wurde schließlich ein ausgewählter Innovationsindikator ein-

bezogen mit dem Ziel, einen Einblick in die Innovationsperformanz der deutschen Raumeinheiten 

zu erhalten. Hintergrund ist die These, dass eine allgemein höhere Innovationskapazität positive 

Effekte auf Innovationen in Krisensituationen hat – sowohl auf der Seite der Entwicklung von neuen 

Lösungen als auch im Hinblick auf die Offenheit und Akzeptanz von Neuerungen aufseiten der 

lokalen Akteure. Genutzt wurde hierfür der Kompositindikator zur Innovationsperformanz des Re-

gional Innovation Scoreboard 2023, der im Auftrag der Europäischen Kommission in regelmäßigen 

Abständen für alle europäischen Regionen ermittelt und veröffentlicht wird (European Commission 

2023a, 2023b). 

Auch wenn ein unmittelbarer Zusammenhang in der betrachteten Zeitspanne nicht direkt erwartbar 

ist, so zeigt der Blick auf die Verteilung von Betroffenheit und Innovationsperformanz die höchsten 

Betroffenheiten in NUTS2-Regionen, die als weniger führend hinsichtlich ihrer Innovationsperfor-
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manz eingestuft wurden. Als innovation leader der drei Unterkategorien charakterisierte Raumein-

heiten zeigen eine geringere Spannweite als strong und moderate innovators. Allerdings sollte be-

achtet werden, dass Deutschland insgesamt weniger innovation leader-Regionen aufweist als strong 

und moderate innovators (vgl. Abbildung 10). 

Abbildung 10: Räumliche Analyse der Betroffenheit und Innovationsperformanz in 

Deutschland 

 

Quelle: Eigene Darstellungen, basierend auf Daten 

der Healthcare Datenplattform infas 360 und Regio-

nal Innovation Scoreboard 2023 (für NUTS2-Regio-

nen), eigene Berechnungen. Visualisierungssoftware: 

ArcMap 10.8.2, Geodaten: Eurostat, © EuroGeogra-

phics bezüglich der Verwaltungsgrenzen 

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass die 

dargestellten Daten ein recht heteroge-

nes Bild der COVID-19-Betroffenheit bis 

Frühjahr 2021 in deutschen Stadt- und 

Landkreisen und verschiedenen wirt-

schafts- und regionsstrukturellen Merk-

malen aufzeigen. Es darf davon ausge-

gangen werden, dass das Infektionsge-

schehen in den unterschiedlichen Wellen 

sehr dynamisch verlief und einem Wech-

selspiel unterschiedlicher erklärender 

Faktoren unterworfen war. 

3.6 Bevölkerungswahrnehmung des Verwaltungshandelns 

Im nächsten Schritt wurde die erstellte Datenbasis durch ausgewählte Variablen aus einer Bevölke-

rungsbefragung des InnoLoK-Projektteams ergänzt (Lenz et al. 2021). Verwendet wurden hierbei 

die Daten aus Umfrage-Items, welche die Evaluationen der Reaktion der staatlichen Organe (auf 

Landkreis- und Gemeindeebene), die Bewertung der Handhabung der Krise durch den eigenen 

Wohnort (auf Landkreis- und Gemeindeebene) relativ zur wahrgenommenen Situation in anderen 

Regionen sowie die Einschätzung der Reaktion der lokalen Gesundheitsämter betreffen. 

Diese Variablen wurden in standardisierter Form dem Betroffenheitsindex gegenübergestellt und 

auf dieser Basis ein erster Entwurf für eine mögliche Auswahl vertieft zu untersuchender NUTS2-

Regionen getroffen. Abbildung 11 stellt die zentrale und für die weitere Auswahl verwendete Aus-

wertung dar. Betrachtet wurde wiederum die Betroffenheit gemeinsam mit der Einschätzung der 
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Bevölkerung zu Reaktionen des lokalen Verwaltungshandelns. Aufgrund der Datenverfügbarkeit 

wurden beide Variablen im ersten Schritt auf der Ebene der deutschen NUTS2-Regionen betrachtet, 

bevor im weiteren Schritt geeignete Stadt- und Landkreise innerhalb der vorausgewählten Regie-

rungsbezirke oder Bundesländer identifiziert wurden. 

Abbildung 11 zeigt interessante Konstellationen: die höchste positive Beurteilung der Reaktionen 

der kommunalen Verwaltung zeigt sich in Regionen mit geringer, teilweise auch unterdurchschnitt-

licher Betroffenheit. Aber auch Fälle mit positiver Bewertung des Verwaltungshandelns und eher 

bundesdurchschnittlicher sowie überdurchschnittlicher Betroffenheit lassen sich identifizieren. Die 

beiden Fälle höchster Betroffenheit lassen auf durchschnittliche Bewertung des lokalen Verwal-

tungshandelns schließen. Anderseits weisen die Regionen mit ungünstigster Bewertung eher durch-

schnittliche, teilweise auch leicht unterdurchschnittliche Betroffenheit und in einem Fall eine Be-

troffenheit von +1 im Vergleich zum Bundesschnitt auf. Geringe Betroffenheit scheint folglich nicht 

zwingend mit einer positiven Bewertung des kommunalen Verwaltungshandelns einherzugehen, 

jedoch scheint eine positive Bewertung der eigenen Verwaltung tendenziell eher mit geringer Be-

troffenheit assoziiert zu sein.  

Abbildung 11: Betroffenheit und Beurteilung der Reaktion der jeweiligen Kommunalver-

waltung auf die Pandemiesituation durch die regionale Bevölkerung 

 
Quelle: Eigene Darstellungen, basierend auf Daten der Healthcare Datenplattform infas 360 und Bevölkerungsbefragung von 

Lenz et al. 2021, eigene Berechnungen.  

3.7 Auswahl der Stadt- und Landkreise 

Die Ergebnisse aus den aufbereiteten Daten wurden im Rahmen eines gemeinsamen Austauschs 

im InnoLoK-Projektteam diskutiert. Es folgte eine Vorauswahl interessanter Regierungsbezirke, die 

die Kriterien der Heterogenität bezüglich ihrer Betroffenheit und der Wahrnehmungen seitens der 

-2,5

-2,0

-1,5

-1,0

-0,5

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

-2,00 -1,00 0,00 1,00 2,00 3,00 4,00

B
e

u
rt

e
ilu

n
g

 R
e

a
k
ti
o

n
 l
o

k
a

le
n
 K

o
m

m
u

n
a

lb
e
h

ö
rd

e
n

 (
G

e
m

e
in

d
e

n
, 

L
a
n

d
k
re

is
b

e
h

ö
rd

e
n

) 
-

h
ö

h
e

re
 W

e
rt

e
 =

 b
e

s
s
e

re
 B

e
u

rt
e

ilu
n

g

Betroffenheitsindex (höhere Werte = höhere Betroffenheit)

Betroffenheit der deutschen NUTS2-Regionen nach der Beurteilung der Reaktion lokaler Verwaltung 
durch die Bevölkerung



Fraunhofer ISI Discussion Papers Innovation Systems and Policy Analysis Nr. 95 

Fraunhofer ISI  |  20 

 

Bevölkerung berücksichtigt und die zudem durch unterschiedliche geographische sowie struktu-

relle Charakteristika gekennzeichnet sind. Innerhalb dieser NUTS2-Regionen einigte sich das Team 

auf eine Auswahl von Stadt- und Landkreisen. Dabei war das Ziel, dass die final ausgewählten Stadt- 

und Landkreise eine hohe Varianz bei folgenden Kriterien abdecken: (1) geographische Verortung 

(Nord-, Süd-, Ost- und West-Deutschland), (2) städtischer und ländlicher Raum, (3) hohe und nied-

rige Betroffenheit bei Infektionszahlen und Sterbefällen, (4) positive und negative Bevölkerungs-

wahrnehmung.  

In diesen ausgewählten Stadt- und Landkreisen wurden im Anschluss die zuständigen Personen in 

den Bereichen der Kommunikation, der Gesundheitsämter sowie seitens zivilgesellschaftlicher Or-

ganisationen recherchiert und mit der Bitte um ein Interview zum Forschungsthema angeschrieben. 

Die Interviewleitfäden der drei Vertiefungsstudien hat das Projektteam gemeinsam entwickelt und 

aufeinander abgestimmt. Wesentliche Themenblöcke betrafen die jeweilige Ausgangssituation und 

spezifischen Aufgabenbereiche vor der Pandemie, neue Lösungsansätze und Technologien wäh-

rend der Krise, ihre Vorteile und möglichen Begrenzungen, Einschätzungen der Interviewten im 

Hinblick auf die Bewältigung der Krise, Herausforderungen, Lerneffekte und Empfehlungen für 

künftige Krisensituationen. 

Die Gespräche fanden zumeist als Online-Video-Call statt, in Einzelfällen waren auch persönliche 

Interviews möglich. Als bedeutsam wurde dabei die Schaffung einer vertrauensvollen Atmosphäre 

erachtet, die eine offene Kommunikation ermöglichte. Die Interviews wurden erfasst (in Notizen-

form oder – sofern ein schriftliches Einverständnis vorlag – als Aufzeichnung mit anschließender 

Transkription) und nach den Kernthemen ausgewertet. Eine erste Präsentation und Diskussion der 

Interviewergebnisse erfolgte im Rahmen eines Online-Workshops mit den interviewten Personen 

im März 2025. Auch hier wurde ein besonderes Augenmerk auf eine offene und vertrauliche Atmo-

sphäre gelegt und die Teilnehmenden auf Mitglieder des Projektteams und die Interviewpartner:in-

nen beschränkt. So hatten alle interviewten Personen die Gelegenheit, die Ergebnisse zu reflektie-

ren, mit ihren persönlichen Erfahrungen abzugleichen und ggfs. zu ergänzen bzw. neuere Entwick-

lungen seit Durchführung der Gespräche einzubringen, bevor die weiteren Schritte im Projektkon-

text ein breiteres Publikum adressierten.30 Insgesamt konnte durch die geführten Gespräche eine 

hohe Diversität unterschiedlicher Fälle abgedeckt werden, ohne den Anspruch auf deutschland-

weite Repräsentativität zu verfolgen. 

4 Krisenmanagement der Gesundheitsämter und die Rolle digi-

taler Innovationen 

Die Gesundheitsämter des öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) waren während der Corona-

Pandemie mit einer besonderen Belastungssituation konfrontiert (vgl. Heyen und Schlüfter 2026). 

Das personalintensive und zu Beginn der Pandemie noch papierbasierte Meldewesen im Infekti-

onsschutz gepaart mit den sehr dynamischen Entwicklungen der Infektionszahlen und der Verord-

nungen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene erforderte von den Gesundheitsämtern, sich 

in kürzester Zeit neu zu organisieren und interne Strukturen ständig den immer wieder neuen Ge-

gebenheiten anzupassen. Augenfällig und dementsprechend auch in der Öffentlichkeit diskutiert 

war vor allem die unzureichende Digitalisierung des ÖGD, aber auch die fehlenden Schnittstellen 

 
30  Die Interviewergebnisse wurden zunächst in einem weiteren Workshop mit dem gesamten Projektkonsortium und einem breiteren Publikum 

diskutiert. Die finalen Ergebnisse wurden schließlich bei der Abschlusskonferenz zum Projekt im November 2025 an der Hochschule Kehl vorge-

stellt, vgl. https://www.hs-kehl.de/veranstaltung/abschlusskonferenz-innolok/. Ausgewählte Ergebnisse wurden zudem in den Masterclasses der 

Hochschule Kehl zur Diskussion gestellt, vgl. https://www.youtube.com/@ResilienceSquad42. 

https://www.hs-kehl.de/veranstaltung/abschlusskonferenz-innolok/.m
https://www.youtube.com/@ResilienceSquad42
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zwischen vorhandenen digitalen Fachanwendungen und die zum Teil unzureichende technische 

Ausstattung der Gesundheitsämter (Schlüfter und Heyen 2023). Der bereits im Herbst 2020 von der 

damaligen Bundesregierung und den zuständigen Landesministerien beschlossene Pakt für den 

ÖGD setzte sich daher unter anderem zum Ziel, den Digitalisierungsgrad der Gesundheitsämter mit 

einem Reifegradmodell zu steigern (Eymann et al. 2023a; Schlüfter und Heyen 2023). 

Im Rahmen des InnoLoK-Projekts hatte die in diesem Kapitel zusammengefasste Vertiefungsstudie 

zum Ziel, die empirische Varianz und gesellschaftliche Wirkung des Krisenmanagements der öffent-

lichen Verwaltung am Fallbeispiel der Gesundheitsämter in Deutschland zu untersuchen. Den über-

geordneten Zielen des InnoLoK-Projekts entsprechend, wurde dabei auch das Vertrauen in die 

staatlichen Institutionen (hier in die Gesundheitsämter; vertikaler gesellschaftlicher Zusammenhalt) 

sowie die Rolle von (digitalen) Innovationen in den Bick genommen.  

Insgesamt wurden acht leitfadengestützte Interviews mit neun Leitungspersonen oder Mitarbeiten-

den (fünf Frauen, vier Männer) von acht Gesundheitsämtern in Deutschland geführt (für Details bei 

der Fallauswahl siehe Kapitel 3). Im ersten Teil des Interviews ging es darum, was digitale Techno-

logien im Krisenmanagement der Gesundheitsämter in der Pandemie geleistet haben und was 

nicht. Der zweite Teil thematisierte die Auswirkungen der Pandemie auf die Aufgaben des ÖGD 

außerhalb des Infektionsschutzes, und ein dritter Teil fragte schließlich, welche (technologischen) 

Entwicklungen es für die Zukunft braucht. 

Bei der Auswertung der Interviews konnte kein systematischer Zusammenhang zwischen den An-

gaben der Befragten einerseits und der Höhe der Infektionszahlen im jeweiligen Stadt- oder Land-

kreis andererseits festgestellt werden. Zudem zeichnen die Interviews ein eher einheitliches Bild des 

Krisenmanagements, so dass in der folgenden Ergebnisdarstellung der Fokus nicht auf Differenzen 

zwischen den Gesundheitsämtern, sondern auf den Gemeinsamkeiten liegt. Das empirische Inter-

viewmaterial wurde mit Blick auf die folgenden Fragen ausgewertet: 

• Was waren die Herausforderungen während der Pandemie? 

• Was hat sich während der Pandemie in Bezug auf Effizienz und Resilienz der Verwaltung 

bewährt? 

• Welche Rolle haben (digitale) Innovationen bei der Krisenbewältigung gespielt? 

• Was braucht es für die Zukunft? 

• Was lässt sich bezüglich der Auswirkungen des Verwaltungshandelns auf den gesellschaftli-

chen Zusammenhalt festhalten? 

Die folgenden Abschnitte widmen sich jeweils einer dieser Fragen und fassen die aus den Interviews 

gewonnenen Erkenntnisse zusammen (vgl. auch die Darstellung in Heyen und Schlüfter 2026). Für 

eine bessere Nachvollziehbarkeit des Kontexts und der Herausforderungen wird zuvor jedoch kurz 

die Ausgangslage zu Beginn der Corona-Pandemie in den Gesundheitsämtern skizziert. 

4.1 Ausgangslage in den Gesundheitsämtern 

Die im Zuge der Interviews befragten Gesundheitsämter setzten zu Beginn der Pandemie bereits 

einzelne digitale Tools ein, beispielsweise für Meldungen an die Landes- und Bundesbehörden im 

Infektionsschutz oder im Bereich der Kinder- und Jugendgesundheit. Für diese Tools existierten 

(und existieren bis heute) jedoch keine einheitlichen Standards, sodass in den einzelnen Gesund-

heitsämtern eine Vielzahl unterschiedlicher Fachprogramme zum Einsatz kam (und bis heute 

kommt). Zu diesen Fachprogrammen gehören Octoware, ISKA, MikroPro und SurfNet. 

Die Prozesse im Meldewesen des Infektionsschutzes an die Gesundheitsämter waren zu Beginn der 

Pandemie faxbasiert. Es existierten bis dato keine digitalisierten Prozesse, sodass der Standard für 

die Labor-Mitteilung über den Nachweis eines nach IfSG (Infektionsschutzgesetz) meldepflichtigen 

Erregers ans Gesundheitsamt die Faxmeldung war.  
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Außerdem verfügen die Gesundheitsämter (damals und heute) über relativ geringe personelle und 

finanzielle Ressourcen, welche gerade so ausreichen, um ihre vorgesehenen Aufgaben im ÖGD zu 

bewältigen. Diese Aufgabenbereiche sind vielfältig und umfassen zahlreiche Bereiche zur Daseins-

vorsorge von Bürgerinnen und Bürgern, wie den Infektionsschutz, die Wasserhygiene (Trinkwasser 

und Badegewässer), die sozial-psychiatrischen Dienste, amtsärztliche Gutachten, Kinder- und Ju-

gendgesundheit, Prävention und Gesundheitsförderung, Schwangeren(konflikt-)beratung, Frühe 

Hilfen, Prostituiertenberatung und weitere (vgl. für einen Überblick Schlüfter und Heyen 2023). 

4.2 Was waren die Herausforderungen während der Pandemie? 

Aus Sicht der Befragten lassen sich viele Herausforderungen der Gesundheitsämter während der 

Pandemie darauf zurückführen, dass die Digitalisierung über Jahrzehnte vernachlässigt worden war. 

„Startpunkt waren viele Faxe. Von hier aus gab es dann graduelle Verbesserungen der Prozesse 

durch Digitalisierung“ (Interview mit ID 2). Aufgrund der faxbasierten Ausrichtung der Prozesse im 

Meldewesen, insbesondere der Austausch zwischen Test-Laboren und Gesundheitsämtern, war eine 

der entscheidenden Herausforderungen somit, die schiere Menge an Infektionen, Infizierten und 

Kontaktpersonen und die daran geknüpften Aufgaben über faxbasierte oder andere nicht-digitale 

Prozesse zu bewältigen.  

Schwierigkeiten bereitete unter anderem die wenig intuitive Bedienung der genutzten Meldesoft-

ware vieler Gesundheitsämter, die oftmals mit hohem Einarbeitungsaufwand für die Mitarbeitenden 

verbunden war. Einigen Mitarbeitenden fiel es zudem schwer, sich an Veränderungen im Arbeitsall-

tag durch digitale Technologie zu gewöhnen. Herausfordernd war in diesem Kontext auch die hohe 

Personalfluktuation durch die zeitlich beschränkten Aushilfen aus anderen Ämtern, die teilweise nur 

zwei Wochen lang im Gesundheitsamt unterstützen konnten. 

Die Pandemie legte darüber hinaus fehlende Schnittstellen der intersektoralen Zusammenarbeit 

unterschiedlicher Verwaltungseinheiten, die für die Prozesse im Infektionsschutz relevant sind (z.B. 

das Meldewesen oder das Ordnungsamt), offen. „Die Pandemie [war] diesbezüglich geprägt von 

Brüchen in Prozessen, welche bis heute nicht vollständig gelöst werden konnten“ (ID 2).  

Hinzu kommt, dass die digitalen Fachanwendungen und Tools, die bereits zu Beginn der Pandemie 

verwendet wurden, vielfach als unausgereift und in Hinblick auf ihre Tauglichkeit für die pandemi-

sche Praxis von den Nutzenden in den Gesundheitsämtern als inadäquat erachtet wurden. Als Bei-

spiel wäre hier die Software SORMAS zu nennen, die zwar in ihren Funktionen für gut befunden 

wurde, „aber die Sachen in der Krise nicht so adaptieren [konnte], dass man die hätte besser nutzen 

können im Gesundheitsamt, zu dem Zeitpunkt, wo man es gebraucht hätte“ (ID 7).  

Die Pandemie verdeutlichte auch eindrücklich die fehlenden Standards in Bezug auf digitale An-

wendungen. Bedingt durch die föderalen Strukturen fehlte bundesweit die Einheitlichkeit bezüglich 

unterschiedlicher Software-Anwendungen von verschiedenen Herstellern zur Abbildung des für alle 

Länder gleichen Meldeprozesses. Teilweise nutzten innerhalb eines Bundeslandes unterschiedliche 

Gesundheitsämter unterschiedliche Software-Anwendungen. Manche Bundesländer gaben die 

Nutzung einer bestimmten digitalen Anwendung zentral vor, was aber trotzdem nicht immer ein-

gehalten werden konnte. Weil viele dieser Anwendungen (wie Octoware, ISKA, MikroPro und Surf-

Net) in den Gesundheitsämtern nicht den gesamten Arbeitsprozess im Infektionsschutz abbilden 

können, wurden sie als unausgereift und daher als unter Pandemie-Bedingungen nicht nutzbar 

wahrgenommen.  

Zudem war es eine große Herausforderung, mit dem unzureichenden Personal die Menge an Auf-

gaben im Infektionsschutz zu bearbeiten. Zeitweise konnten viele andere Aufgaben des ÖGD kaum 

oder gar nicht erfüllt werden, da alle Ressourcen im Infektionsschutz gebunden waren. Dazu ge-

hörten etwa die Aufgaben im Kinder- und Jugendgesundheitsdienst, im sozialpsychiatrischen 
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Dienst, im zahnärztlichen Bereich und bei den amtsärztlichen Gutachten. Die pandemiebedingten 

Ausfälle werden rückblickend teilweise als äußerst problematisch angesehen, gerade wenn sie sich 

wie im Kinder- und Jugendbereich nicht einfach nachholen lassen. 

Schließlich wurden von einigen Befragten der rechtliche Rahmen für Behörden und der Datenschutz 

während der Pandemie als Herausforderung gesehen. Die Enge dieses Rahmens habe wenig Spiel-

raum gelassen, um schnell auf die jeweils aktuelle Lage reagieren zu können. Insbesondere der 

hohe Zeitaufwand für Abstimmungsprozesse, welche dieser rechtliche Rahmen erfordert, sei oft-

mals ein Hindernis für schnelles Handeln gewesen. 

4.3 Was hat sich während der Pandemie in Bezug auf Effizienz und 

Resilienz der Verwaltung bewährt? 

Auf der Führungsebene waren Flexibilität und Pragmatismus wichtige Faktoren für den Umgang 

mit den ständig wechselnden Rahmenbedingungen (Verordnungen, Infektionszahlen, Personalfluk-

tuation). Bewährt hat sich, wenn Führungskräfte ihre „Ermessensspielräume" (ID 6) ausschöpften, 

um sinnvolle und pragmatische Lösungen für den Umgang mit den oben genannten Herausforde-

rungen zu finden. Dazu gehörte zum Beispiel der Personalaufbau, sowohl mit kurzfristigen Hilfsein-

sätzen aus anderen Ämtern oder der Bundeswehr als auch die strategisch langfristige Planung mit 

Mitteln aus dem Pakt ÖGD.  

Die befragten Vertreter:innen der Gesundheitsämter gaben zudem an, dass für die Bewältigung der 

Aufgaben der Pandemie die gute Zusammenarbeit der Mitarbeitenden im Team zur Effizienz und 

Resilienz beigetragen habe. Aber auch, „dass es im Amt die richtigen Personen gab, die ein Verän-

derungs-Mindset hatten“ (ID 2).  

Aufgrund der Notwendigkeit, Arbeitsprozesse effizienter zu gestalten, um der Personalnot entge-

genzusteuern, hat sich schließlich der Einsatz digitaler Tools enorm beschleunigt. So konnte der 

Herausforderung des schwer bewältigbaren Kontaktpersonenmanagements mit Effizienzgewinnen 

durch den Einsatz digitaler Innovationen begegnet werden. Auch das bislang analog organisierte 

Meldewesen erreichte durch die Digitalisierung der Prozesse deutliche Effizienzgewinne in der Ver-

waltung. 

4.4 Welche Rolle haben (digitale) Innovationen bei der Krisenbe-

wältigung gespielt? 

Die personellen und technischen Voraussetzungen machten die zeitlich sinnvolle Kontaktpersonen-

nachverfolgung vor allem für diejenigen Gesundheitsämter leistbar, die mit Unterstützung ihrer IT-

Abteilung ein eigenes Tool zum Kontaktpersonenmanagement entwickelt hatten, denn die „Kon-

taktpersonen-Nachverfolgung als Kernaufgabe des Infektionsschutzes wäre ohne die Unterstüt-

zung von digitaler Technologie in der Pandemie sehr schnell nicht mehr möglich gewesen“ (ID 1). 

In fast allen befragten Ämtern wurden die selbstgebauten digitalen Tools erfolgreich über eine 

längere Zeit eingesetzt, „da die Masse an Infektionsfällen mit dem genutzten Octoware Programm 

nicht zu bewältigen war“ (ID 6). Eines der befragten Gesundheitsämter konnte sogar messbar ma-

chen, dass der Einsatz seines selbst entwickelten digitalen Tools die Effizienz im Kontaktpersonen-

management deutlich steigerte: „Eine Datenauswertung zeigte: 90% der Kontaktpersonen und 83% 

der infizierten Personen [wurden] am gleichen Tag erreicht“ (ID 2).  
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Für den Erfolg solcher digitalen Innovationen scheinen unterschiedliche Faktoren entscheidend ge-

wesen zu sein. Hierzu zählen unter anderem die Akzeptanz bei den Mitarbeitenden sowie die inter-

sektorale Zusammenarbeit bei der Digitalisierung von Arbeitsprozessen sowohl innerhalb der Ver-

waltung als auch über Landkreis- und Ländergrenzen hinweg. Die Akzeptanz von digitalen Techno-

logien wurde nach Aussage einiger Befragten auch von einer Kultur der Flexibilität bzw. einem ho-

hen „Veränderungs-Mindset“ (ID 2) der Mitarbeitenden beeinflusst. Für den deutschlandweit über-

greifenden Austausch unterschiedlicher Gesundheitsämter wurde die AGORA-Plattform zum Teil 

bereits während der Pandemie von Gesundheitsämtern genutzt und wegen ihrer Austausch-Funk-

tion zu potenziellen Lösungen geschätzt.  

Die Einführung weiterer digitaler Tools wie Videokonferenztools und Tools für die Remote-Zusam-

menarbeit ermöglichte und erleichterte für viele Mitarbeitende der Verwaltungen das mobile Arbei-

ten bzw. Tätigkeiten aus dem Homeoffice. Aber auch für die Beratung von Pflegeheimen während 

eines Corona-Ausbruchs waren Videokonferenztechnologien hilfreiche Instrumente, um mit den 

Heimleitungen und Pflegekräften online erforderliche Hygienemaßnahmen abzuklären. Die ver-

mehrte Nutzung digitaler Tools und damit verbundene Schulungen trug aus Sicht einiger Befragter 

zur Steigerung der digitalen Kompetenzen der Mitarbeitenden in den Gesundheitsämtern bei.  

Auch im Kontakt zu Bürger:innen wurden digitale Tools eingesetzt, um digitale Dienstleistungen 

wie Online-Terminvereinbarungen oder telemedizinische Beratungen anzubieten und damit die 

Serviceleistungen für die Bürger:innen unter Pandemiebedingungen aufrechtzuerhalten. Die für 

den gastronomischen Bereich obligatorische Hygienebelehrung wurde von vielen Gesundheitsäm-

tern aufgrund der Kontaktbeschränkungen ebenfalls als Online-Leistung angeboten. Sie hat sich 

offenbar auch über die Pandemie hinaus bewährt und wird nun als standardisiertes Tool teilweise 

auch in anderen als der deutschen Sprache angeboten. 

Weitere Innovationen für die Krisenbewältigung betrafen den medizintechnischen Bereich. Hierbei 

trug die schnelle Verfügbarkeit von Impfstoffen aus Sicht der Befragten spürbar zur Reduzierung 

der Mortalität bei. Außerdem konnte die Möglichkeit von Testungen in Zeiten hoher Infektionszah-

len dazu beitragen, Infektionsherde schnell zu erkennen und entsprechend aktiv zu werden. Positiv 

bewertet wurden von einem Befragten auch die gesetzlichen Vorgaben zur Kontaktminimierung, 

um die Verbreitung von Infektionen zu unterbrechen.  

Negative Effekte beim Einsatz innovativer Technologien wurden hingegen bei den Bürger:innen in 

Bezug auf den Austausch zwischen Gesundheitsamt und Bürgerschaft wegen des fehlenden per-

sönlichen Kontakts wahrgenommen. Dieser persönliche Kontakt und das (telefonische) Kümmern 

von Mitarbeitenden der Gesundheitsämter um Bürger:innen, die infiziert oder in Quarantäne waren, 

wurde von diesen oftmals positiv gewürdigt. Für diesen Kontakt zur Bevölkerung wurde es von 

einigen Gesundheitsämtern als sinnvoll wahrgenommen, wenn sie bürgernahe sprachliche Anpas-

sungen der juristischen Verordnungstexte vornahmen oder über Social Media versuchten, mög-

lichst viele Bevölkerungsgruppen zu erreichen. 

Die Einführung und Entwicklung der (digitalen) Innovationen in den Verwaltungsstrukturen erfolgte 

teilweise in hoher Geschwindigkeit und war nur aufgrund der Einzigartigkeit der Pandemiebedin-

gungen möglich. Komplexe Vergabebedingungen waren außer Kraft gesetzt und Hierarchien in-

nerhalb der Verwaltung verkürzt, um schnell handlungsfähig zu sein. Insgesamt wird aus den An-

gaben der Befragten deutlich, dass sowohl organisatorische als auch digitale Innovationen für die 

Bewältigung der Pandemie von Bedeutung waren. 
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4.5 Was braucht es für die Zukunft? 

Während der Pandemie wurde die Arbeit der Gesundheitsämter durch zeitintensive und träge Ent-

scheidungsprozesse sowie viele Regularien auf Bundes-, Landes- und kommunaler Verwaltungs-

ebene erschwert. Entsprechend dieser oben bereits erwähnten Herausforderung fordern die Be-

fragten, es müsse der rechtliche Rahmen geschaffen werden, damit die Behörden agiler arbeiten 

können. Außerdem wird empfohlen, dass während einer Krise der Sachverstand der Arbeitsebene 

der lokalen Ämter in den obersten Bundesgremien vertreten sein sollte, damit dort die Umsetzbar-

keit der diskutieren Maßnahmen auf unterster Verwaltungsebene eingeschätzt werden kann.  

Die Struktur und Organisation des ÖGD und der Gesundheitsämter, so eine weitere Empfehlung 

eines Befragten, sollten zukünftig so angepasst werden, dass eine Differenzierung der vorhandenen 

Expertise in Gesundheitsämtern erfolgt, je nach ihrer Größe. Im Gegensatz zu großen müssen kleine 

Gesundheitsämter demnach nicht in allen Fachbereichen Expertise vorweisen, solange eine enge 

Abstimmung und Zusammenarbeit der unterschiedlichen Ämter mit unterschiedlichen Expertise-

Graden stattfinden. 

Die bereits genannten Herausforderungen bezüglich der Schnittstellen unterschiedlicher Verwal-

tungseinheiten während der Pandemie haben aufgezeigt, dass es zukünftig dringend klare Stan-

dards hierfür braucht. Dabei sollten sich die regulativen Vorgaben daran orientieren, was tatsächlich 

in der Arbeitsrealität der Gesundheitsämter und Verwaltungen umsetzbar ist. 

Für zukünftig krisenfeste technische Strukturen ist darüber hinaus die vollständige Digitalisierung 

der Verwaltung erforderlich. Hierfür mahnen manche der Befragten eine Anpassung der Regularien 

dahingehend an, dass flächendeckend für alle Verwaltungsprozesse eine digitale Signatur ermög-

licht wird. Zudem sei es erforderlich, dass alle Systeme interoperabel funktionieren und Schnittstel-

len zwischen unterschiedlichen Systemen geschaffen werden (sofern diese noch nicht vorhanden 

sind). Gegebenenfalls müsse die Politik den Herstellern von Fachsoftware Vorgaben machen, um 

die Interoperabilität der Systeme flächendeckend herzustellen. Das erfordert auch mehr Transpa-

renz der Prozesse auf Herstellerseite: „Diese Daten gehen ins Gesundheitsamt rein, das geht, das 

muss rauskommen. Das sollten die Software-Hersteller anpassen“ (ID 4). Aus Sicht der Befragten 

braucht es für das interoperable Funktionieren der Systeme die enge Einbindung der Nutzenden 

und den Austausch von Verantwortlichen untereinander, um Synergien nutzen zu können. Das er-

fordert auch innerhalb der Verwaltung mehr übergreifende Zusammenarbeit und Vernetzung, was 

wiederum die Kompromissfähigkeit aller Beteiligten für eine funktionierende Vernetzung voraus-

setzt.  

Für die Bewältigung künftiger Krisen brauche es in Gesundheitsämtern „einen Werkzeugkasten aus 

Einzelteilen, von denen man weiß, dass man sich auf sie verlassen kann, aus denen man sich dann 

den eigenen Krisenplan nach Bedarf zusammenstellen kann“ (ID 2). Die Technologien sind in großen 

Teilen bereits vorhanden, was es aber brauche, sei „Transparenz für die Mitarbeitenden in Gesund-

heitsämtern, was alles an technologischen Entwicklungen lief, was sinnvoll in der Umsetzung war 

und was nicht“ (ID 4). In diesem Zusammenhang sollten die vorhandenen Pandemiepläne auf ihre 

Praxistauglichkeit überprüft werden. Neben dem Ausbau der digitalen Strukturen sollten nicht zu-

letzt auch die digitalen Kompetenzen der Mitarbeitenden in den Ämtern weiter geschult und aus-

gebaut werden. 

Um das Wissen aus dem vergangenen Pandemiemanagement zu erhalten, wird zudem eine struk-

turierte Aufarbeitung des Wissensmanagements der Arbeitsebene aus der vergangenen Pandemie 

empfohlen, um im Krisenfall schnell wieder auf das zurückgreifen zu können, was gut gelungen ist. 

Für zukünftige Pandemien sollten auch bestehende Netzwerke, zum Beispiel die „frühen Hilfen“ 
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oder „MRE31-Netzwerke“ stärker genutzt werden. Auch wenn solche Netzwerke thematisch nicht 

unmittelbar mit dem Infektionsschutz zu tun haben, lassen sich darüber Synergien durch Vernet-

zung nutzen. Schließlich sollten die überregionale Vernetzung und Zusammenarbeit mit anderen 

Gesundheitsämtern und Ministerien der Länder und des Bundes fester Bestandteil des Krisenma-

nagements sein. Hier ließe sich an die AGORA-Plattform anknüpfen.  

4.6 Was lässt sich bezüglich der Auswirkungen des Verwaltungs-

handelns auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt festhalten? 

Die Angaben der Befragten verdeutlichen, dass sich der Bürgerkontakt, zum Beispiel durch die per-

sönliche Kommunikation über das Telefon und die Erreichbarkeit bei Fragen, positiv bemerkbar 

gemacht und das Vertrauen der Bürger:innen in die Institutionen gestärkt haben. Hierbei zeigte 

sich, dass die Aufrechterhaltung der Nähe zu den Bürger:innen besonders wichtig war. Ein Gesund-

heitsamt führte beispielsweise Quarantäne-Kontrollen durch, bei denen Mitarbeitende des Gesund-

heitsamtes Bürger:innen während einer Quarantäne aufsuchten, um in einer solchen Ausnahmesi-

tuation mit ihnen im Kontakt zu sein und gegebenenfalls wichtige Bedarfe erfragen und adressieren 

zu können.  

Die weiteren Rückmeldungen seitens der Bürgerschaft während der Pandemie waren sehr gemischt. 

Positiv scheinen sie vor allem dann gewesen zu sein, wenn für die Bürger:innen ersichtlich war, dass 

die Arbeit der Gesundheitsämter angesichts der Pandemiebedingungen nicht selbstverständlich ist. 

So versuchten etwa viele Gesundheitsämter trotz der hohen Arbeitslast im Infektionsschutz be-

stimmte Aufgaben der Daseinsvorsorge für vulnerable Personengruppen, wie Kinder und psycho-

sozial belastete Menschen, auch während der Pandemie aufrechtzuerhalten oder in angepasster 

Form anzubieten.  

Schließlich kam in einem der Interviews die Nutzung von Ermessensspielräumen für die exekutive 

Rolle des Gesundheitsamts zur Sprache. Sofern dies sinnvoll und angebracht erschien, wurden dem-

nach nicht alle Vorgaben der Legislative immer vollständig und en detail umgesetzt. Auch dies hat 

das Potenzial, das Vertrauen in die Verwaltungsinstitutionen seitens der Bürgerschaft zu stärken, 

wenn dadurch die Nachvollziehbarkeit und Plausibilität von Maßnahmen gesteigert werden kann. 

4.7 Fazit 

Insgesamt verdeutlicht die Vertiefungsstudie, dass die Gesundheitsämter in Deutschland die viel-

fältigen Herausforderungen während der Pandemie nur durch ein hohes Maß an Agilität und Inno-

vationsfähigkeit bewältigen konnten (vgl. Heyen und Schlüfter 2026). Diese Erkenntnis widerspricht 

zwar der verbreiteten öffentlichen Wahrnehmung einer angeblich trägen Verwaltung (Seker et al. 

2024), reiht sich aber ein in den verwaltungswissenschaftlichen Forschungsstand, wonach Flexibili-

tät und Pragmatismus zentrale Erfolgsfaktoren einer effektiven Krisenbewältigung in der öffentli-

chen Verwaltung sind (Lenz und Eckhard 2023). Das betrifft auch die Einführung digitaler Innovati-

onen, da dies in der Regel eine Anpassung oder gar Neudefinition von Prozessen und Strukturen 

voraussetzt und insofern mit einer organisatorischen Innovation für das jeweilige Gesundheitsamt 

einhergeht. Entsprechend nachvollziehbar ist der Wunsch der Befragten nach einem rechtlichen 

Rahmen, der den Gesundheitsämtern mehr Agilität bei ihrer Arbeit im Krisenfall ermöglicht. 

 
31  Multiresistente Erreger. 
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5 Krisenkommunikation: Zielgruppenspezifische Informations-

vermittlung und digitale Tools 

Die COVID-19-Pandemie führte zu einer bislang beispiellosen Krisensituation, in der digitale Kom-

munikationskanäle seitens kommunaler Verwaltungen eine zentrale Rolle für das pandemische Kri-

senmanagement einnahmen (Kersting und Graubner 2020). Staatliche Institutionen und kommu-

nale Behörden standen vor der Herausforderung, unter Bedingungen hoher Unsicherheit zeitnah, 

faktenbasiert und transparent zu vermitteln (Schulze et al. 2023). Gleichzeitig waren Informations-

lagen häufig unvollständig, wissenschaftliche Erkenntnisse dynamisch und politische Entscheidun-

gen und die damit zusammenhängenden Verhaltensregelungen für die Bevölkerung erklärungsbe-

dürftig (Meyer et al. 2022). Die Kommunikation zwischen Kommunen und Ländern litt unter Prob-

lemen, etwa durch starre Vorgaben seitens der Länder und der daraus für die Kommunen resultie-

renden Herausforderung, innerhalb eines eingeschränkten Handlungsspielraums innovative und 

angemessene Krisenkommunikation gegenüber der lokalen Bevölkerung zu betreiben (Otten und 

Schophaus 2025). 

Vor diesem Hintergrund gewann digitale Krisenkommunikation nicht nur als Instrument der Infor-

mationsvermittlung an Bedeutung, sondern auch als Raum zur Klärung offener Fragen, zur Einord-

nung von Unsicherheiten und zum Umgang mit divergierenden Erwartungen unterschiedlicher Ziel- 

und Anspruchsgruppen (Link et al. 2021; Drerup und Birkner 2022). Die Pandemie machte grundle-

gende Fragen und Problemaufrisse nach der Wirksamkeit, Glaubwürdigkeit und dialogischen Aus-

gestaltung digitaler Krisenkommunikation seitens der Verwaltungen sichtbar, die im Rahmen der 

Vertiefungsstudie analysiert worden sind.  

Für die Vertiefungsstudie wurden insgesamt sechs leitfadengestützte Interviews geführt. Befragt 

wurden verantwortliche Akteurinnen und Akteure aus den Bereichen Kommunikation und Presse-

arbeit sowie kommunale Leitungen von Gemeinden (für die Fallauswahl siehe Kapitel 3). Ziel der 

Interviews war es, Einblicke in die Koordination, Umsetzung und Bewertung der digitalen Krisen-

kommunikation während der Corona-Pandemie zu gewinnen. Der Interviewleitfaden umfasste Fra-

gen zur organisatorischen Struktur der Krisenkommunikation, einschließlich der Einrichtung von 

Krisenstäben, der beteiligten Kommunikatoren und der Entscheidungsprozesse. Zudem wurden die 

genutzten Kommunikationskanäle, deren Priorisierung sowie Formen der Zusammenarbeit mit ex-

ternen Institutionen thematisiert. Weitere Schwerpunkte bildeten die Herkunft und Bewertung der 

kommunizierten Informationen, der Umgang mit widersprüchlichen Informationslagen sowie die 

Ansprache unterschiedlicher Zielgruppen. Das Erkenntnisinteresse lag dabei vor allem auf der Rolle 

der Einführung und Nutzung neuer digitaler Kommunikationsmittel in den Verwaltungen. Die In-

terviews schlossen mit Fragen zur Bewertung und Evaluierung der eigenen Kommunikationsmaß-

nahmen, der zentralen Herausforderungen sowie möglichen Verbesserungen für zukünftige (pan-

demische) Krisensituationen ab. In den folgenden Unterkapiteln werden die Ergebnisse der Inter-

views zur Vertiefungsstudie zusammenfassend dargestellt.  

5.1 Ausgangslage in den Kommunen bzgl. der Kommunikation 

Zu Beginn der Pandemie gab es in den befragten Kommunen keine vordefinierte Kommunikations-

strategie für den Fall einer weltweiten Pandemie. So setzten sich beispielsweise die Krisenstäbe aus 

den üblichen Akteuren zusammen: (Ober-)Bürgermeister, kommunale Presseabteilung/-sprecher, 

Gesundheitsamt, Ordnungsamt, Feuerwehr usw. 
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Die Kommunikation lief zumeist über klassische Kommunikationskanäle: Pressemitteilungen, die auf 

kommunalen Webseiten veröffentlicht und in Lokalzeitungen abgedruckt wurden, Aushänge, Handzet-

tel, physische Informationsveranstaltungen sowie die telefonische Erreichbarkeit kommunaler Stellen. 

5.2 Welche Rolle haben digitale Innovationen in der Krisenkommu-

nikation gespielt? 

Im Verlauf der Krise wandelten sich die Kommunikationsinhalte von einer primär sachlich-informa-

tiven (etwa Informationen über das Virus oder Inzidenzen) hin zu einer stärker bürgerzentrierten 

Ausrichtung. Die hohe Komplexität der (Landes-)Verordnungen stellte dabei eine zentrale Heraus-

forderung dar und wirkte sich zunehmend negativ auf die Akzeptanz der Maßnahmen in der Be-

völkerung aus. Unklare Kommunikation und fehlerhafte Informationen führten zu Verdruss seitens 

der Bevölkerung und einem annehmbaren Vertrauensverlust gegenüber den Behörden. Die Rolle 

des Bürgermeisters oder der Bürgermeisterin wurde seitens der Interviewpartner:innen unter-

schiedlich eingeordnet – in einzelnen Fällen genoss dieser mehr Vertrauen als übergeordnete staat-

liche Stellen. Ein befragter Bürgermeister, der sich regelmäßig selbst per Videobotschaften an die 

Bevölkerung wandte, führte im Interview aus, dass gerade seine offene und ehrliche Kommunikati-

onsweise – einschließlich eigener Schwierigkeiten im Verständnis der Verordnungen – entscheidend 

zu Vertrauen und Beruhigung der Bevölkerung beigetragen habe. 

Die Inhalte und Kommunikationsmedien wurden an die Bedürfnisse unterschiedlicher Bevölke-

rungsgruppen angepasst. Weil etwa zu Beginn der Pandemie davon ausgegangen wurde, dass 

schriftliche, damals v.a. über kommunale Webseiten oder Lokalzeitungen veröffentlichte, Botschaf-

ten nicht alle Bevölkerungsteile zuverlässig erreichen würden, ergriffen einige Kommunen Alterna-

tiven. Beispielsweise wurden Flüchtlinge in Unterkünften mittels Aushängen und Flugblättern infor-

miert, es wurden beliebte öffentliche Treffpunkte wie Parks plakatiert, auf den Ausländerbeirat zu-

rückgegriffen oder die Informationen wurden in die vier meistgesprochenen Sprachen der kommu-

nalen Migrant:innen-Communities übersetzt und in einem Fall auch in einem migrantischen Com-

munity-Magazin Anzeigen geschaltet. 

In der Anfangsphase kommunizierten die Kommunen zunächst vor allem über klassische Kanäle 

(vgl. Kapitel 5.1). Mangels fehlender Möglichkeiten der physischen Zusammenkunft diente zunächst 

das Bürgertelefon sowohl als Informationskanal in die Bevölkerung hinein als auch als kommunika-

tiver Rückkanal für Feedback aus der Bevölkerung. Mit zunehmender Pandemielaufzeit sei aller-

dings deutlich geworden, dass der Bedarf der Bevölkerung am Bürgertelefonformat (auch aufgrund 

der Einführung weiterer Kommunikationskanäle, wie Social Media, s.u.) zurückging und viele Fragen 

sich wiederholten. Daher wurde der Betrieb von Bürgertelefonen mit der Zeit eingestellt, teilweise 

wurden stattdessen zur Beantwortung häufig gestellter Fragen auf den kommunalen Webseiten 

Frage & Antwort-Sektionen eingerichtet. 

Eine entscheidende Rolle zur Erschließung größerer Bevölkerungsteile wurde der Verwendung 

neuer Medien und Kommunikationskanäle in der Krisenkommunikation beigemessen. Der Einsatz 

von Videos, sei es durch selbstgedrehte Aufnahmen mit Handykameras oder professionell produ-

zierte Inhalte, ermöglichten eine direkte und emotionale Vermittlung von Informationen. Handyka-

meras wurden genutzt, um schnelle und regelmäßige Updates bereitzustellen, was die Aktualität 

der Informationen sicherstellte. Darüber hinaus wurde die Kommunikationslandschaft erweitert, in-

dem erstmals Plattformen wie insbesondere Facebook, teilweise aber auch Instagram, Twitter und 

YouTube genutzt wurden, um verschiedene Zielgruppen zu erreichen. Durch den Einsatz von Social 

Media konnte direktes Feedback von der Bevölkerung eingeholt werden, was die Kommunikation 

verbesserte und die Interaktion förderte. Diese Maßnahmen sollten insgesamt dazu beitragen, die 

Informationsvermittlung effektiver und bürgernäher zu gestalten. 
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5.3 Was waren die Herausforderungen während der Pandemie? 

Die Interviews machten sichtbar, dass das Fehlen einer vordefinierten Kommunikationsstrategie zu 

Beginn der Krise zu einer unzureichenden strategischen und zielgruppenorientierten Kommunika-

tionsplanung führte. Die Kommunikationsverantwortlichen in den Verwaltungen waren überwie-

gend unvorbereitet und verfügten nicht über vergleichbare Vorlagen und/oder Krisenerfahrungen. 

Zugleich wurde eine schnelle Anpassung an sich fortlaufend ändernde, teils widersprüchliche Infor-

mationen und Verordnungen erforderlich, was zu hohem Druck und enormer Arbeitsbelastung in 

den Verwaltungen führte. Gerade zu Beginn der Pandemie kam es zu koordinationsbedingten Kom-

munikationsproblemen, weil z. B. unklar war, welches Stabsstellen-Mitglied zu kommunizieren be-

fugt war. Als die wesentlichste Herausforderung nannten die Befragten jedoch die schwierige In-

terpretier- und Vermittelbarkeit der (Landes-)Verordnungen. Dabei habe insbesondere die gebo-

tene Schnelligkeit Herausforderungen geschaffen: Regelmäßig seien die Verordnungen, die ab 

Samstag oder Sonntag gelten sollten, erst am Freitagnachmittag veröffentlicht worden. Dies habe 

die Mitarbeitenden unter enormen Druck gesetzt, die neuen Regeln mit Überstunden am Abend 

und am Wochenende für die Bevölkerung in verständlicher Weise aufarbeiten zu müssen. Anfangs 

seien Informationen teilweise auch noch ohne kommunale Interpretationshilfen veröffentlicht wor-

den, was aber in der Bevölkerung zu mehr Verwirrung geführt habe. Daher habe sich über die Lauf-

zeit der Pandemie bewährt, dass es besser sei, im Zweifelsfall mehr Zeit in eine gute Interpretation 

und Vermittlung zu investieren, um dann erst zu kommunizieren. Teilweise habe es jedoch an ver-

lässlichen Kommunikationsstrukturen zwischen kommunaler und Landesebene gemangelt, sodass 

der Austausch bei Verständnisfragen unnötig verkompliziert wurde. 

Der enorme Druck habe schließlich bei vielen kommunalen Mitarbeitenden psychische Narben hin-

terlassen. Neben der reinen Mehrbelastung durch Überstunden sei hier auch der spezifische Pan-

demiekontext zu nennen: Der tägliche Umgang mit den neuen Zahlen der Verstorbenen; das stän-

dige Bangen, welche Einschränkungen zum Schutz von Menschenleben mit den Grundrechten ver-

einbar sind und welche Maßnahmen zu weit gehen; generell das ständige Agieren unter hoher 

Unsicherheit bei einem gleichzeitig sehr hohen Informationsbedürfnis der Bevölkerung; und 

schließlich die offene und ehrliche Kommunikation über eigene Fehler, ohne das Vertrauen der 

Bevölkerung (weiter) zu beeinträchtigen. Ein Bürgermeister berichtete auch davon, dass er zweimal 

persönliche Drohungen erhalten habe. Zweimal seien Särge schwarz angemalt, mit seinem Namen 

beschriftet und vor dem Rathaus abgestellt worden. Daraufhin habe er ein halbes Jahr lang nicht 

mehr allein das Haus verlassen. 

Eine weitere Herausforderung sei es in der zweiten Hälfte der Pandemie gewesen, auf die zuneh-

mend ablehnende Haltung in der Bevölkerung auf angemessene Weise zu reagieren. Da habe es 

auch schlicht an ausreichend Ressourcen gemangelt, um mehr auf die Menschen zuzugehen. In 

einem Interview wurde berichtet, dass die massive Zunahme beleidigender Posts auf Social Media 

und damit auch des Moderationsaufwands dazu führte, dass man sich für die Deaktivierung von 

Kommentarspalten entschied. In einem anderen Interview wurde auch berichtet, dass derartige In-

halte massiv zunahmen, dort habe man sich jedoch explizit für die Beibehaltung der Kommentar-

funktion entschieden, weil eine demokratische Behörde dies aushalten müsse. Personelle Kapazi-

tätsengpässe wirkten auch bei der zielgruppengerechten Aufbereitung (z.B. Übersetzung in alle 

meistgesprochenen Sprachen) und Vermittlung (das Verteilen von Plakaten und Flugblättern) von 

Inhalten als Flaschenhals. Tabelle 1 fasst die Herausforderungen zusammen. 
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Tabelle 1: Übersicht Herausforderungen digitaler Krisenkommunikation während der 

Pandemie  

Herausforderung  Beschreibung  

Holistische Kommunikations-

strategie 

- Keine vordefinierte Strategie 

- Kommunikationsverantwortliche unvorbereitet 

- Hohe Anpassungsanforderungen  

Institutionelle Organisation 
- Wechselnde Zusammensetzung Krisenstab und unklare 

Zuständigkeiten erschwerten koordinierte Reaktionen 

Belastung der Mitarbeitenden  
- Hoher Druck und Arbeitsbelastung durch zusätzliche kom-

munikative Aufgaben neben regulären Tätigkeiten 

Kommunikationsinhalte & Ak-

zeptanz von Maßnahmen  

- Keine oder widersprüchliche Informationen 

- Verständnisprobleme komplexer Verordnungen  

Neue digitale Technologien & 

Interaktion 

- Nutzung neuer Medien (Social Media, Videos, FAQs, Bür-

gertelefon) erfolgte oftmals ohne Vorerfahrung 

- Keine multimediale Strategie 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der geführten Interviews 

5.4 Was hat sich während der Pandemie bewährt und welche Rolle 

haben digitale Technologien gespielt? 

Die COVID-19-Pandemie stellte Verwaltungen und Entscheidungstragende bei ihrer bürger-

zentrierten Krisenkommunikation vor zahlreiche Herausforderungen und erforderte eine schnelle 

Anpassung bestehender Kommunikationsstrukturen (siehe Kapitel 5.3). Trotz der zahlreichen Be-

lastungen und Unsicherheiten lassen sich in den geführten Interviews zur Vertiefungsstudie auch 

positive Aspekte der Krisenkommunikation herausstellen. Die kommunikative Krisenbegleitung 

führte zu mehreren positiven Entwicklungen in den Verwaltungen, die den institutionellen Rahmen 

und die bestehenden Kommunikationsstrategien verbesserten. Innerhalb zahlreicher Behörden 

funktionierte die interne Kooperation und Koordination nach Aussagen der Interviewpartner effek-

tiv, wodurch der Informationsaustausch zwischen Gremien und Stäben zunächst einmal aktiviert 

und/oder optimiert werden konnte. 

So zeigte sich, dass innovative Ansätze wie der Einsatz digitaler Technologien sowie die gezielte 

Ansprache unterschiedlicher Zielgruppen dazu beitrugen, Informationen zeitnah, transparent und 

bürgernah zu vermitteln. Zudem ermöglichte die Einbindung interaktiver Formate wie Social Media, 

Frage & Antwort-Sektionen und Bürgertelefone eine direkte Rückkopplung aus der Bevölkerung, 

wodurch die Kommunikation adaptiv und partizipativ gestaltet werden konnte. Ein bedeutender 

Fortschritt war in diesem Zusammenhang bspw. die Entwicklung eines Online-Dashboards zur Dar-

stellung der aktuellen Lage und Fallzahlen. Dieses Instrument ermöglichte eine eigenständige 

Sprechfähigkeit seitens der Verwaltung, unabhängig von externen Informationsquellen wie dem 

Robert Koch-Institut (RKI). Darüber hinaus baute sich ein systematischer Austausch mit Teststellen, 

Kliniken und Gesundheitsämtern auf, was die Wissens- und Informationsbasis seitens der Verwal-

tungen erweiterte. Die Interpretation der Verordnungen wurde in den Verwaltungen mehrheitlich 

gemeinschaftlich vorgenommen. 

Die Flexibilität und Anpassungsfähigkeit der Kommunikationsaktivitäten ermöglichten eine rasche 

Reaktion auf sich ändernde Verordnungen und die Bedürfnisse der Bürger:innen. Beispielsweise 

wurde das Bürgertelefon zu Beginn der Pandemie ausgebaut, indem pandemiebedingt freigestellte 

Mitarbeitende das Bürgertelefon bespielten. Und als das Bevölkerungsinteresse am Bürgertelefon 

mit der Zeit abnahm, wurden die Mitarbeitenden wieder neuen Aufgaben zugeteilt. 
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Schließlich wurde eine Vielzahl neuer Kommunikationskanäle, insbesondere soziale Medien und 

Landingpages aufgebaut und genutzt, um diverse Zielgruppen effektiv zu erreichen. Diese Entwick-

lungen trugen maßgeblich zur Verbesserung der Krisenkommunikation und der institutionellen Re-

aktionsfähigkeit bei und sind auch Post-Covid in den Kommunikationsstrategien der Verwaltungen 

verankert. 

5.5 Was braucht es für die Zukunft? 

Im Rahmen der Interviews wurde nicht nur die vergangene Krisenkommunikation reflektiert, son-

dern auch auf zukünftige Herausforderungen und Handlungsbedarfe geblickt. Die Inter-

viewpartner:innen wurden gebeten, Perspektiven hinsichtlich notwendiger Verbesserungen, strate-

gischer Ansätze und potenzieller Maßnahmen für kommende Krisensituationen darzulegen. Dieser 

prospektive Teil der Interviews ermöglicht es, Erkenntnisse aus der Pandemie auf künftige Krisen-

kommunikation zu übertragen und praxisrelevante Hinweise abzuleiten.  

Die Interviewpartner:innen hoben mehrheitlich die zentrale Bedeutung einer strategischen Krisen-

kommunikation hervor. Aus ihrer Sicht ist ein klar definierter Kommunikationsplan sowie die ein-

deutige Zuweisung von Verantwortlichkeiten unerlässlich, um auf unvorhergesehene Ereignisse wie 

pandemische Krisensituationen flexibel und zielgerichtet reagieren zu können. Eng damit verbun-

den ist der Ausbau der Kompetenzen im Bereich digitaler Kommunikation und Technologien. Die 

Befragten betonten, dass nicht nur die Nutzung von Social-Media-Plattformen und digitalen Tools 

relevant sei, sondern auch das Verständnis der jeweiligen Medienlogiken, um Informationen effizi-

enter und zielgruppenspezifischer zu verbreiten und den Online-Dialog mit der Bevölkerung zu 

verbessern. 

Darüber hinaus wurde die Notwendigkeit einer stärkeren Vernetzung und Zusammenarbeit zwi-

schen Bund und Ländern betont. Während der Pandemie hätten lange und komplexe Abstim-

mungszyklen die Krisenkommunikation erschwert, sodass künftig ein schnellerer und transparen-

terer Informationsaustausch sowie eine strategischere Kooperation zwischen den Behörden erfor-

derlich seien. In diesem Zusammenhang sei auch der Umgang mit widersprüchlichen Informationen 

ein zentrales Thema. Die Interviewten wiesen darauf hin, dass holistische Strategien entwickelt wer-

den müssten, um solche Informationen klar zu kommunizieren und gleichzeitig Verantwortlichkei-

ten eindeutig zu regeln, um Unsicherheiten und Verwirrung auf kommunaler Ebene zu minimieren. 

Hierfür müssten auch klare Kontaktstellen und/oder Ansprechpartner auf Seiten des Bundes und 

des Landes definiert werden. 

Ein weiterer Aspekt ist die Einführung einheitlicher Kommunikationsstandards. Vorlagen und stan-

dardisierte Darstellungsformen könnten dazu beitragen, die behördliche Kommunikation konsis-

tenter zu gestalten und Unsicherheiten durch uneinheitliche Darstellungen und Vermittlungswege 

zu reduzieren. Bestimmte Fragen könnten einheitlich geklärt werden, um im Bedarfsfall darauf zu-

rückgreifen zu können, dazu zählten z. B.: Welche Schriftgröße muss eine leserliche Information bei 

Instagram haben? Welches Format muss ein Bild haben?  

Ferner unterstrichen die Interviewpartner:innen die Bedeutung der frühzeitigen Aufklärung ("Digi-

tale Gesundheitskompetenz", u.a. Dratva et al. 2024) und Sensibilisierung der Bevölkerung. Durch 

transparente Information („Mehr Mut zur Kommunikation“, Interview ID 1) über die Notwendigkeit 

von Maßnahmen und die Hintergründe gesundheitlicher Entscheidungen lasse sich Vertrauen auf-

bauen und das Krisenbewusstsein stärken, sodass die Bevölkerung bereits vor Eintritt der nächsten 

(pandemischen) Krisensituation besser vorbereitet sei. Tabelle 2 fasst die skizzierten Zielbilder digi-

taler Krisenkommunikation zusammen. 
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Tabelle 2: Zielbilder digitaler Krisenkommunikation in pandemischen Krisensituatio-

nen 

Zielbild Beschreibung  

Strategische Krisenkommunikation 
- Klarer Kommunikationsplan 

- Eindeutige Rollen und Verantwortungszuschreibungen  

Digitale Kompetenzen &  

Medienlogiken 

- Ausbau von Social-Media- und Tool-Kompetenzen  

- Aufbau Verständnis von Medienlogiken 

Vernetzung und Dialog zwischen 

Bund-Länder 

- Effektivere und effizientere Abstimmung  

- Transparenter Informationsaustausch 

- Definition von Ansprechpartner:innen  

Kommunikationsstandards - Erstellung einheitlicher Vorlagen und Darstellungsformen 

Bevölkerung & Vertrauen  
- Stärkung der digitalen Gesundheitskompetenz  

- Aufbau von Krisenbewusstsein in Bevölkerung 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der geführten Interviews 

5.6 Fazit: Digitale Krisenkommunikation von Verwaltungen und ge-

sellschaftlicher Zusammenhalt 

Die Ergebnisse der Vertiefungsstudie deuten darauf, dass eine strategische und digitale Krisenkom-

munikation ein zentrales Instrument für Verwaltungen darstellt, um Informationen effizient, zielge-

richtet und bürgernah zu vermitteln. Der gezielte Einsatz von Social Media und weiteren digitalen 

Tools kann dabei nicht nur eine zeitnahe Informationsverbreitung ermöglichen, sondern auch die 

direkte Einbindung der Bevölkerung verstärken. Digitalen Technologien – insbesondere Social Media 

– wird dabei eine Schlüsselrolle zuteil, da eine breite und flexible Ansprache unterschiedlicher Ziel-

gruppen erfolgt und interaktive Rückmeldungen aus der Bevölkerung ermöglicht werden. Gleichzeitig 

erhöhen digitale Technologien den organisatorischen Aufwand einer Kommunikationsplanung von 

Verwaltungen. Unterschiedliche Bevölkerungsgruppen haben unterschiedliche Informationsbedarfe, 

Medienpräferenzen und Verständniskompetenzen. Zudem erfordern Rückmeldungen der Bevölke-

rung ein systematisches Erfassen, Bewerten und Einbinden, um Missverständnisse oder widersprüch-

liche Informationen zu vermeiden. Diese Aufgaben erhöhen den organisatorischen und strategischen 

Aufwand der Verwaltungskommunikation in fordernden Krisenzeiten erheblich.  

Insofern fügen sich die Ergebnisse der Vertiefungsstudie in die anderer Forschungsergebnisse im 

Bereich der Krisenkommunikation während der Corona-Pandemie gut ein (Drerup und Birkner 

2022; Schulze et al. 2023; Otten und Schophaus 2025; Schleicher et al. 2024; Floeting 2024). Mit 

Blick auf die digitale Krisenkommunikation argumentieren wir, dass der gesellschaftliche Zusam-

menhalt (siehe auch Kapitel 2) wesentlich davon abhängt, dass und wie Verwaltungen kommuni-

zieren. Konsistente Kommunikation vermittelt Orientierung und Vertrauen, insbesondere in Krisen-

situationen, in denen die Unsicherheit und der Informationsbedarf (auch auf Seiten der Behörden, 

siehe Kapitel 5.3) hoch sind. Wenn Behörden Informationen verständlich, zielgruppengerecht und 

rechtzeitig bereitstellen, kann für Bürger:innen der Eindruck wachsen, dass politische Entscheidun-

gen nachvollziehbar und fair sind. Dies kann wiederum Vertrauen und Solidarität sowie die Koope-

rationsbereitschaft in der Gesellschaft fördern, da Menschen auf einer solchen Basis eher bereit 

sind, gemeinsame Regeln einzuhalten, sich gegenseitig zu unterstützen und Eigenverantwortung 

in pandemischen Krisensituationen zu übernehmen. Effektive, strategisch geplante und digitale 

Verwaltungskommunikation ist nicht trivial – jedoch ein entscheidender Hebel, um sowohl die Effi-

zienz der Krisenbewältigung als auch die Basis für gesellschaftlichen Zusammenhalt zu sichern. 
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6 Partizipation und Zivilgesellschaft in der Pandemie: Lösungs-

ansätze zur Überwindung der pandemiebedingten Heraus-

forderungen 

Unerwartete Situationen wie die COVID-19-Pandemie stellen Gesellschaften vor plötzlich eintretende 

Herausforderungen. Während Gebiete, die erhöhten Risiken für Naturkatastrophen wie Erdbeben, 

Flut o.ä. ausgesetzt sind, Vorbereitungen treffen können und oftmals auch gewisse Routinen für den 

Krisenfall implementiert haben, traf das Virus zu Beginn des Jahres 2020 auf eine weitestgehend un-

vorbereitete Gesellschaft und war durch ihre Spezifizität, Dauer und Dynamik mit besonderen, über 

Ausnahmezustände mit kürzerer Dauer hinausgehende Herausforderungen verbunden (Otten und 

Schophaus 2023; Schätzle und Trapp 2025). Herausfordernde (Ausnahme-)Situationen können lokal 

begrenzt sein bzw. aufgrund der jeweiligen konkreten Gegebenheiten vor Ort – beispielsweise die 

Struktur und Zusammensetzung der Bevölkerung, die Lage der Kommune oder die Exposition gegen-

über bestimmten Ereignissen – auf der lokalen Ebene unterschiedliche Auswirkungen haben. 

Im Katastrophenfall sind Stadt- und Landkreise als untere Katastrophenschutzbehörde für die un-

mittelbare Krisenbewältigung vor Ort zuständig und werden hierbei von den übergeordneten Stel-

len auf Landes- und Bundesebene unterstützt, sofern dies notwendig ist (Schätzle und Trapp 2025). 

Dabei verfügen die lokalen Selbstverwaltungen über einen Ermessensspielraum in ihren Entschei-

dungen zu Gestaltung der lokalen Politik zur Krisenüberwindung sowie zu Maßnahmen der Krisen-

bewältigung (Franzke et al. 2024). Zusätzlich kann der Schutz der Bevölkerung insbesondere in Si-

tuationen mit plötzlichen und massiven Folgen wie der COVID-19-Pandemie oder der Integration 

von Flüchtlingen von zivilgesellschaftlichem Engagement profitieren (Bundesnetzwerk Bürger-

schaftliches Engagement 2018; Mende et al. 2021). 

In welcher Form dies während der Corona-Pandemie erfolgt ist und welche Lehren aus dem Zu-

sammenwirken zwischen Kommunalverwaltungen und zivilgesellschaftlichen Organisationen gezo-

gen werden können, ist Gegenstand der Vertiefungsstudie, die in diesem Kapitel vorgestellt wird.  

Neben vertieften Informationen zu den Herausforderungen und konkreten Hilfsangeboten wurden 

Rolle und Aufgaben während des Pandemiegeschehens, die Zusammenarbeit zwischen Verwaltung 

und Zivilgesellschaft auch in den verschiedenen Phasen der Pandemie, die Relevanz der Arbeit zi-

vilgesellschaftlicher Akteure sowie Einschätzungen im Hinblick auf Lerneffekte, die Vorsorge für 

künftige Krisenereignisse sowie den gesellschaftlichen Zusammenhalt diskutiert. Insgesamt wurden 

acht leitfadengestützte Interviews mit Vertreterinnen und Vertreter aus dem sozialen und kulturel-

len Bereich zumeist in Form von Video-Calls geführt. Die Interviewpartner:innen waren in Vereinen, 

Sozial-, Kontaktstellen oder Freiwilligen- bzw. Selbsthilfeeinrichtungen tätig (zur Fallauswahl siehe 

Kapitel 3). Die folgenden Ausführungen fassen die Ergebnisse der geführten Gespräche zusammen. 

6.1 Ausgangslage in den Kommunen und in zivilgesellschaftlichen 

Organisationen 

Das unerwartete Auftreten der COVID-19-Pandemie erforderte ein rasches und unmittelbares Han-

deln der Verwaltung auf allen Organisationsebenen. Auf Verwaltungsseite umfasste dies u.a. die 

kontinuierliche Beobachtung des lokalen Infektionsgeschehens, Informations- und Kommunikati-

onsaufgaben, die Koordinierung unterschiedlicher Aktivitäten beispielsweise in den Bereichen des 

Gesundheitsschutzes, der Versorgung der Bevölkerung, der Organisation von Impfkampagnen, 

aber auch die Umsetzung von übergeordneten Richtlinien im jeweiligen Zuständigkeitsbereich 

(siehe auch Kapitel 4 und 5). Hierzu wurden Krisenstäbe eingerichtet, daneben kam es an verschie-
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denen Stellen in bedarfsorientierter Weise zu Abordnungen von Personal bzw. zu Personalaus-

tausch, um Mitarbeitende in den jeweiligen Situationen dort einsetzen zu können, wo ein beson-

derer Bedarf ermittelt wurde. Seitens der befragten Vertreter:innen der Zivilgesellschaft wurden 

unterschiedliche Herausforderungen und Bedarfe sowie auch unterschiedlich ausgestaltete Koope-

rationsstrukturen mit der lokalen Verwaltung geäußert. Konkrete Bedarfe ergaben sich insbeson-

dere in Bezug auf die Fortführung der benötigten Dienstleistungen angesichts der geänderten Rah-

menbedingungen (beispielsweise kulturelle Angebote oder Pflegeleistungen in Situationen von 

Lockdown und social distancing) sowie der Erreichbarkeit der jeweiligen Zielgruppen. Letzteres be-

traf insbesondere pflegebedürftige Personen, aber auch Bevölkerungsgruppen, deren Erreichbar-

keit bereits in der „Normalsituation“ mit gewissen Herausforderungen verbunden ist (beispielsweise 

Wohnungslose, Personen mit Beeinträchtigungen). Aber auch die Fortführung kultureller Angebote 

insbesondere für Jugendliche wurde thematisiert – ein Aspekt, der in der öffentlichen Diskussion 

insbesondere während der ersten Pandemiewellen weniger zur Sprache kam.32 

In den Gesprächen wurde auf die teilweise sehr spezifischen Ausgangsbedingungen der kommu-

nalen Ebene eingegangen. Diese betrafen insbesondere die Struktur und Zusammensetzung der 

lokalen Bevölkerung oder die siedlungsstrukturellen Charakteristika, die zu unterschiedlichen Be-

dingungen der Erreichbarkeit der Bevölkerung führten und teilweise innovative Ansätze erforder-

ten. Beispielsweise waren Krankentransporte über die Straße in bestimmten geographischen Lagen 

nicht oder nicht einfach möglich. Auch wurde von starken Sprüngen in den Inzidenzen berichtet, 

die mit einer sich ständig ändernden Gesamtsituation einhergingen. Andererseits kam insbeson-

dere im ländlichen Raum mit vergleichsweise hohem Altersdurchschnitt der Zusammenhalt über 

Familien, Vereine usw. zur Sprache, über den Informationen zu Bedarfen und Hilfsangeboten wei-

tergegeben wurden. Oftmals wurden bestehende (Vereins-)Strukturen genutzt und Unterstützung 

über diese Strukturen in pragmatischer Weise organisiert. Weitere, in den Interviews angespro-

chene Aspekte betrafen Fragen zu den Modalitäten der Fortführung von Vereinsaktivitäten wie Mit-

gliederversammlungen, Arbeitsbesprechungen u.ä. in der Pandemiesituation. 

Insgesamt lässt sich die Situation zu Beginn der Pandemie mit drei übergeordneten Charakteristika 

des zivilgesellschaftlichen Engagements darstellen: (1) die Fortführung der bestehenden Aufgaben 

unter den Bedingungen der Pandemie in ihren unterschiedlichen Phasen, (2) die – teilweise spon-

tane – Ergänzung des bestehenden Aufgabenportfolios durch bedarfsgerichtete weitere Angebote 

sowie (3) die spontane Reaktion auf pandemiebedingte spezifische Bedarfe durch Einzelpersonen 

und/oder Organisationen wie Vereine, Netzwerke, politische und weitere Organisationen. 

6.2 Herausforderungen, Bedarfe und spezifische Aufgaben 

Zu Beginn der Pandemie und angesichts teilweise rapide steigender Infektions- und Todesfälle an 

manchen europäischen Orten in einer Situation, in der noch wenig über den Erreger bekannt war, 

formierten sich vielerorts zivilgesellschaftliche Initiativen. Häufig bauten sie auf ehrenamtlichen 

Strukturen und/oder bestehenden sozialen Stellen auf, umfassten aber auch engagierte Bürgerin-

nen und Bürger, die umgehend Hilfe und Unterstützung anboten. Diese Hilfsangebote richteten 

 
32  So formulierte der Deutsche Ethikrat in seiner ad-hoc-Empfehlung vom 28. November 2022: „Die psychischen Belastungen im Kontext der CO-

VID-19-Pandemie insbesondere für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sind in der Öffentlichkeit oft übersehen worden.“ (Deutscher 

Ethikrat 2022: 2). Die Aufarbeitung der unterschiedlichen weiteren Folgen für Kinder und Jugendliche jenseits einer unmittelbaren Infektion zeigt 

in der retrospektiven Betrachtung verschiedene gesundheitliche, soziale und psychische Effekte in dieser Altersgruppe. So zeigen Reiß et al. 

2025 ein höheres Risiko für negativ erlebte Einflüsse der Corona-Maßnahmen in verschiedenen Lebensbereichen wie etwa Gesundheit, Ernäh-

rungsverhalten, schulische Leistungen nach Alter, Geschlecht und sozioökonomischer familiärer Situation mit zumeist stärker negativ empfun-

den Auswirkungen von älteren (15 im Vergleich zu 11 Jährigen) Jugendlichen, Mädchen gegenüber Jungen und Jugendlichen aus Familien mit 

geringerem Wohlstandsniveau im Vergleich zu Familien mit höherem Wohlstandsniveau. Untersuchungen aus der ersten Welle der Pandemie 

verweisen auf ein hohes Belastungserleben und eine geminderte Lebensqualität von Kindern und Jugendlichen. Auch hier werden höhere nega-

tive Effekte bei Kindern und Jugendlichen mit Eltern mit geringerem Bildungsabschluss, Migrationshintergrund und geringerem Wohnraum 

nachgewiesen (Ravens-Sieberer et al. 2021). Vgl. hierzu auch die Befunde des Deutschen Ethikrats (2022). 
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sich vornehmlich an sogenannte vulnerable Gruppen, d.h. Bevölkerungsgruppen, die aufgrund ver-

minderter Mobilität, gesundheitlicher Situation, Alter oder weiteren Gründen als besonders schutz-

würdig angesehen wurden. Unterstützung wurde zunächst insbesondere in der Alltagsbewältigung 

angeboten. Dies umfasste insbesondere Einkaufshilfen vornehmlich für besonders gefährdete äl-

tere, vorerkrankte, chronisch kranke, beeinträchtigte Personen und im späteren Verlauf Unterstüt-

zungen der öffentlichen Hand bei der Organisation und Durchführung der Impfkampagnen, die 

Vermittlung von Kontakten einschließlich der Zusammenführung lokaler Initiativen, der Organisa-

tion von Spendenaktionen sowie weitere Unterstützungen. Auf der Seite der Verwaltung wurden 

Freiwillige, zivilgesellschaftliche Organisationen beispielsweise aus dem Katastrophen- und Bevöl-

kerungsschutz eingesetzt, aber auch Personalabordnungen durchgeführt, um den temporär stark 

gestiegenen Arbeitsaufwand bewältigen zu können. 

Zum unmittelbaren Schutz der Bevölkerung vor einer Infektion kamen spezifische Herausforderun-

gen und Bedarfe der unterstützenden Personen und Organisationen selbst hinzu. Hier ging es um 

Fragen der Aufrechterhaltung des Betriebs auch in Situationen mit hohem internem Krankenstand 

oder der Organisation der Arbeit angesichts der Vorgaben des social distancing – so waren zu Be-

ginn der Pandemie häufig keine bzw. zu wenige Geräte und Werkzeuge für das digitale Arbeiten 

vorhanden und dies auch nicht in jedem Fall möglich. Im Verlauf der Pandemie wurden in zuneh-

mendem Maße Wege und auch Routinen gefunden, um mit der Situation umgehen zu können und 

neue Arbeitsweisen zu implementieren. Jedoch warf dies wiederum neue Fragen auf, u.a. im Um-

gang mit Datenschutzvorgaben bei der Nutzung digitaler Tools. 

Einige der interviewten Personen berichteten von spezifischen Erfahrungen in der Unterstützung 

erkrankter Personen in der Quarantänesituation. Durch die Kontaktierung der Betroffenen und die 

Erledigung von Boten- oder anderen Unterstützungsangeboten konnte mentale Unterstützung be-

reitgestellt sowie ein Beitrag zur Versorgung geleistet werden. Häufig kam in den geführten Ge-

sprächen zur Sprache, wie wichtig die (persönliche) Kontaktierung der Bevölkerung zur Informati-

onsvermittlung und zum Austausch waren, um dadurch der Verunsicherung und Einsamkeit we-

nigstens in gewissem Ausmaß entgegenwirken zu können. An vielen Orten wurde ein Bürgertelefon 

bzw. eine Telefonhotline eingerichtet; allerdings wurde insbesondere in der Anfangsphase der Pan-

demie von häufiger Überlastung berichtet, was den hohen Bedarf der Anrufer:innen widerspiegelte. 

Ein weiterer Bedarf bestand in der Frage der Zuständigkeit für dezidierte Fragen, die sich im Pan-

demieverlauf stellten. Hier agierten die Befragten oftmals als zentrale Anlaufstelle, die Informatio-

nen aufnahm, zusammenstellte und weitergab. Diese Informationsbereitstellungs- und Vernet-

zungsfunktion hat sich aus Sicht der Befragten als sehr nützlich und hilfreich erwiesen, um bei spe-

zifischen Bedarfen rasch Hilfe anbieten zu können. Insgesamt trugen die befragten Personen und 

ihre Organisationen vielfach dazu bei, die Unterstützung der Bürgerinnen und Bürger, aber auch 

der Verwaltung in der Krisensituation zu organisieren sowie selbst unmittelbare Unterstützung für 

spezifische Bevölkerungsgruppen zu leisten. 

Dabei wurden jedoch auch gewisse Herausforderungen deutlich. Diese betrafen unterschiedliche 

Faktoren, im Wesentlichen technische Aspekte sowie personenbezogene Faktoren, aber auch Her-

ausforderungen durch die spezifische Situation der Pandemie, die spontane und kreative Ansätze 

erforderten. Auf der technischen Seite wurden infrastrukturelle Aspekte im Zusammenhang mit der 

Digitalisierung genannt (Stichwort: Breitbandverfügbarkeit), was insbesondere im ländlichen Raum 

während der Pandemie, aber auch darüber hinaus als teilweise schwierig benannt wurde. Auf der 

personenbezogenen Ebene wurden vor allem die unterschiedlichen Bevölkerungswahrnehmungen 

genannt. Zur Sprache kam, dass neben vielen positiven Rückmeldungen aus der Bevölkerung auch 

entgegengesetzte Reaktionen an die Gesprächspartner herangetragen wurden. Mit diesen Situati-

onen mussten die Mitarbeitenden in den sozialen Stellen und zivilgesellschaftlichen Organisationen 
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umgehen, ohne dezidiert darauf vorbereitet zu sein. Dies führte zu starken Belastungen der Mitar-

beitenden.33 Auch lassen sich den geführten Gesprächen unterschiedliche Wahrnehmungen des 

Krisenmanagements in den jeweils eigenen lokalen Verwaltungen entnehmen mit einer Spannweite 

von einer sehr guten, förderlichen Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und zivilgesellschaftli-

chen Organisationen bis hin zu einer gefühlten Überforderung der Verwaltung mit der Fülle an 

pandemiebedingten Aufgaben. 

Abschließend sei auf die wechselnden Herausforderungen und Bedarfe in den unterschiedlichen 

Phasen der Pandemie verwiesen. Diese führten zu Anpassungen in der zivilgesellschaftlichen Un-

terstützung sowie zu Lerneffekten, die oftmals unmittelbar umgesetzt wurden. Beispielsweise nahm 

der Bedarf an Unterstützung durch Einkaufshilfen mit zunehmender Kenntnis zum Virus und zum 

Krankheitsverlauf sowie mit den verfügbaren Schutzmaßnahmen (Masken, Impfungen) ab bzw. 

wurde auf das familiäre Umfeld verlegt, während sich andererseits mit den Pandemiewellen die 

Hinweise auf Vereinsamung bestimmter Bevölkerungsgruppen verstärkten. Auch die Informationen 

aus der Verwaltung an die Bevölkerung waren beständig an die sich rasch ändernden Bedingungen 

anzupassen, was u.a. die stetige Überprüfung der Informationen an den Bürgertelefonen – ein-

schließlich der „Übersetzung“ der Vorgaben in unmittelbar verständliche Sprache als Voraussetzung 

für die direkte Umsetzbarkeit im Alltag unter den jeweils gegebenen Rahmenbedingungen – erfor-

derte (vgl. auch Kapitel 5). Auch wurde von einer gezielten Initiative zur Minderung des Einsam-

keitsgefühls vor allem bei älteren Personengruppen berichtet. Hier kam es zur Vermittlung von 

Gesprächspartner:innen, verbunden mit kreativen Ansätzen zur Identifizierung potenzieller Interes-

sent:innen, der Zusammenstellung von Gesprächsteams sowie der Lösung der damit verbundenen 

Fragen (Stichwort: Weitergabe personenbezogener Daten). 

6.3 Innovative Ansätze zur Bewältigung der Herausforderungen 

Eine Reihe neuer, innovativer Ansätze zur Bewältigung der Pandemiesituation konnte in den ge-

führten Gesprächen identifiziert werden. Da eine längerfristige Vorausplanung unter den gegebe-

nen Bedingungen nicht möglich war, musste insbesondere zu Beginn der Pandemie in höchst fle-

xibler Weise reagiert werden, was zur spontanen Generierung und Umsetzung von Ideen für die 

spezifische Situation führte. Insgesamt können die identifizierten Lösungsansätze drei übergeord-

neten Gruppen zugeordnet werden: (1) die Nutzung bestehender Strukturen im neuen Kontext, (2) 

die Einführung neuer Formate oder Zuständigkeiten sowie (3) der Rückgriff auf bewährte ältere 

Formate und Strukturen. 

Ein genanntes Beispiel für die erste Gruppe war die Nutzung bestehender Kommunikationskanäle 

aus anderen Kontexten für die Organisation spontaner Hilfsangebote. Dies betraf insbesondere in-

formelle Kommunikationskanäle, über die sich Bürgerinnen und Bürer zusammengeschlossen ha-

ben, um schnell und unbürokratisch zielgruppenorientierte Hilfsleistungen anbieten zu können. Um 

unmittelbar und zeitnah helfen zu können, wurden daher keine neuen Werkzeuge, Austauschkanäle 

o.ä. geschaffen, sondern auf Bestehendes und Bewährtes – wenngleich aus anderen Schwerpunkt-

themen – zurückgegriffen.34  

 
33  Dieser Punkt verweist auf die persönliche Resilienz während der Pandemie, die auf verschiedenen Ebenen (Medizin, Pflege, Aus- und Weiterbil-

dung, Unterstützung der Bevölkerung usw.) und in unterschiedlichen Kontexten (Familie, Beruf, Alltagsorganisation usw.) notwendig war. Der 

Deutsche Ethikrat hat sich mit Themen der Resilienz und Vulnerabilität bei unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen und in unterschiedlichen 

Situationen beschäftigt, um Lehren für künftige Krisensituationen ziehen zu können, vgl. https://www.ethikrat.org/themen/medizin-und-gesund-

heit/pandemie/. Vgl. hierzu auch Graf 2024. Yorulmaz (2025) hebt in ihren Untersuchungen in südwestdeutschen Gemeinden die Ebenen der 

individuellen, teambezogenen und organisationalen Resilienz zur Krisenbewältigung hervor und betont die Bedeutung psychologischer und 

verhaltensbezogener Kapazitäten von Individuen, also insgesamt die Notwendigkeit mentaler Stärke im Umgang mit Krisenereignissen. 

34  Dies schließt Kommunikationskanäle in den Sozialmedien ein. In einem geführten Interview wurde berichtet, dass eine in den Medien bekannte 

Persönlichkeit auf die Hilfsinitiative aufmerksam geworden ist und die entsprechende Information über die eigenen Kanäle weitergegeben hat. 

Daraus konnte eine hohe Reichweite für die Hilfsangebote erzielt werden. 

https://www.ethikrat.org/themen/medizin-und-gesundheit/pandemie/
https://www.ethikrat.org/themen/medizin-und-gesundheit/pandemie/
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Der zweiten Gruppe lassen sich insbesondere neue, zumeist digitale, Formate zuordnen, die stark 

dazu beitrugen, dass bestehende Angebote aus dem sozialen und kulturellen Bereich fortgeführt 

werden konnten – wenngleich in geänderter Form. Hier wurden Veranstaltungen und andere For-

mate aus dem Präsenz- in den virtuellen Bereich gelegt. Dabei kam es auch zur Kreation neuer 

Angebote und neuer Zugänge bzw. von Zugängen für Bevölkerungsgruppen, für die Präsenzfor-

mate ansonsten schwieriger umsetzbar sind. Beispielsweise konnten auch Familien mit Care-Auf-

gaben an digitalen Angeboten teilnehmen, deren Teilnahme im Präsenzformat aufgrund der Be-

treuungsaufgaben nicht möglich gewesen wäre. Auch wurde auf Vorteile digitaler Angebote für 

mobilitätseingeschränkte Personen verwiesen und angemerkt, dass ältere Personen sich oftmals 

sehr offen gegenüber digitalen Formaten zeigten.35 Insgesamt wurde von höherer Erreichbarkeit 

und Reichweite der digitalen gegenüber Präsenzformaten berichtet. 

Neben der Umsetzung von Angeboten in digitalen Formaten kam auch die spezifische Situation 

der Vereinsaktivitäten zur Sprache. Insbesondere ging es hierbei um die in der Satzung festgelegten 

Aktivitäten des Vereins und deren Ausweitung im Pandemiekontext ohne negative Auswirkungen 

auf die Gemeinnützigkeit. Hier konnte die 2020 gegründete deutschlandweit agierende Deutsche 

Stiftung für Engagement und Ehrenamt Hilfe und Unterstützung bieten.36 

Aus dem Bereich Bildung und Kultur wurden weitere innovative Ansätze genannt. Hierzu gehörten 

beispielsweise Live-Streams von Konzerten oder die Verbindung von sportlichen und kulturellen 

Veranstaltungen im Freien, aber auch die Möglichkeit der Ausleihe von Geräten, die ansonsten in 

Kultur- oder Vereinseinrichtungen genutzt werden und in der Phase des Lockdowns das kreative 

und handwerkliche Arbeiten im häuslichen Umfeld ermöglichten. Auch die Bereitstellung von Ma-

terialien einschließlich digitaler Tutorials und Podcasts für häusliche Freizeitaktivitäten wurde 

exemplarisch benannt. Insgesamt konnte über diese zeitversetzten und medienübergreifenden Lö-

sungen der Kontakt zwischen Einrichtungen und Zielgruppen unter Beachtung der jeweils gültigen 

Regeln aufrechterhalten, teilweise sogar eine neue, digitale Gemeinschaft geschaffen werden. Je-

doch wurde in den geführten Gesprächen auch betont, dass der persönliche Kontakt als wichtig 

angesehen und wieder aufgenommen wurde, sobald dies wieder möglich und gestattet war. 

Der dritte Bereich, der Rückgriff auf frühere Formate und Strukturen, betraf insbesondere Situatio-

nen, in denen die zielgruppenspezifische Unterstützung im persönlichen Format aufgrund der social 

distancing-Vorgaben nicht möglich waren, eine direkte Übertragung ins Digitale aber nicht passend 

erschien (wegen fehlender Ausstattung und/oder Akzeptanz). Dies betraf beispielsweise die per-

sönliche Ansprache älterer, oftmals alleinstehender und/oder mobilitätseingeschränkter Personen 

in Quarantäne und/oder in durch Einsamkeit geprägten Lebenslagen. Um hier den Kontakt auf-

rechterhalten zu können, wurde die persönliche Anwesenheit durch telefonische Kontakte ersetzt, 

die Zielgruppen teilweise auch auf dem Postweg adressiert, um im Kontakt und Austausch zu blei-

ben. Berichtet wurde in diesem Kontext vom Bemühen, eine unter den gegebenen Bedingungen 

bestmögliche Passfähigkeit von Helfenden und Hilfsbedürftigen zu erzielen, um so gut wie möglich 

auf die Bedarfe der hilfsbedürftigen Personen eingehen zu können. 

 
35  Dies bezog sich ausdrücklich auf ältere Personen, die in eigenem Umfeld leben, sowie nicht in ausschließlicher Bezugnahme auf die Pandemie. 

Als anders wurde die Situation von in Pflegeheimen wohnhaften Menschen dargestellt. Einerseits wurde bei dieser Personengruppe alters- und 

krankheitsbedingt eine geringere Affinität gegenüber digitalen Medien vorgebracht, andererseits auch angemerkt, dass das ohnehin stark belas-

tete/überlastete Pflegepersonal sich auf die Kernaufgaben der Pflege konzentrieren musste und nicht zusätzlich noch die Digitalausstattung 

(Infrastruktur, Endgeräte) organisieren konnte. 

36  Die Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt wurde im Jahr 2020 als eine der Ergebnisse der Kommission „Gleichwertige Lebensverhält-

nisse“ gegründet. Sie fungiert als Anlaufstelle zur Förderung des Ehrenamts und bietet Unterstützung in unterschiedlichen Bereichen des zivilge-

sellschaftlichen Engagements und Ehrenamts, u.a. auch in rechtlichen Fragen oder zu politischen Aktivitäten von Vereinen. Vgl. 

https://www.deutsche-stiftung-engagement-und-ehrenamt.de/stiftung/. 

https://www.deutsche-stiftung-engagement-und-ehrenamt.de/stiftung/
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Wenngleich diese erwähnten Maßnahmen keinen vollständigen Ersatz zum persönlichen Austausch 

bieten konnten, so war es doch möglich, die bestehenden Angebote zumindest in gewissem Rah-

men auch in der Pandemiesituation weiterhin anbieten zu können. 

In der Retrospektive kamen zusätzlich zu den eingeführten Lösungen selbst eine Reihe von weiter-

führenden und übergeordneten Aspekten zur Sprache. So wurde auf gegenseitige Hilfe und Unter-

stützung verwiesen, insbesondere bei der Nutzung virtueller Werkzeuge. Kompetenzen, Erfahrun-

gen und Expertisen wurden in Netzwerken geteilt, es kam zum Austausch von Wissen und Erfah-

rungen zwischen verschiedenen Personen und Organisationen. Dadurch konnte nicht nur der Um-

gang mit neuen Werkzeugen befördert, sondern auch Feedback zu notwendigen Anpassungen ge-

teilt werden. Letzteres betraf beispielsweise die Kommunikation von Corona-Regeln und die ein-

heitliche Interpretation der Vorgaben, aber auch der Umgang mit teilweise neuen digitalen Werk-

zeugen einschließlich der jeweiligen Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten. Lernef-

fekte konnten generiert und beständig in die täglichen Prozesse (z.B. am Bürgertelefon) integriert 

werden. Erwähnt wurde zudem die flexible Handhabung der Personalressourcen (temporärer Per-

sonalaustausch), wodurch bestimmte Notlagen abgemildert werden konnten. 

Insgesamt zeigten die Interviews verschiedene kreative Ansätze im Umgang mit den Herausforderun-

gen der Pandemie auf. Verwiesen wurde in diesem Kontext jedoch auch auf Schwierigkeiten und Un-

zulänglichkeiten in der vollumfänglichen Aufrechterhaltung der Unterstützungsleistungen – so wurde 

immer wieder auf die nicht flächendeckend verfügbare Ausstattung mit digitalen Endgeräten und 

digitaler Infrastruktur insbesondere im ländlichen Raum und bei sozioökonomisch benachteiligten 

Bevölkerungsgruppen verwiesen und die hohe Bedeutung der persönlichen sozialen Kontakte her-

vorgehoben. Damit lässt sich den geführten Gesprächen entnehmen, dass die Pandemiesituation 

durch das hohe Bemühen der engagierten Personen adressiert und im Sinne der Zielgruppen bear-

beitet wurde, dass aber eine direkte und vollständige Fortführung der vor-Pandemie-Aktivitäten an 

Grenzen stieß und eine Reihe von Bedarfen nicht bzw. nicht vollständig befriedigt werden konnte. 

6.4 Welche Lösungen haben sich bewährt, welche Ansätze werden 

auch nach der Pandemie fortgeführt? 

Die geführten Gespräche haben aufgezeigt, dass verschiedene Lösungsansätze auch über die Pan-

demie hinaus beibehalten wurden; dies betrifft insbesondere digitale bzw. hybride Ansätze und 

Arbeitsweisen. Genannten wurden beispielsweise Formate wie digitale Stammtische oder Video-

konferenzen als effiziente, zeit- und ressourcensparende Optionen des Austauschs. Hier kam auch 

der Aspekt der Erreichbarkeit von Zielgruppen zur Sprache: auch nach der unmittelbaren Gefähr-

dung durch das COVID-19-Virus ist die Erreichbarkeit von Zielgruppen in bestimmten Kontexten 

eingeschränkt, beispielsweise aufgrund von Erkrankungen oder Mobilitäteinschränkungen. Hier 

können virtuelle und hybride Formate helfen, betroffene Personen besser zu erreichen und somit 

spezifische Hilfsangebote bereitstellen zu können. Dies betrifft beispielsweise die Behandlung er-

krankter Personen, aber auch die Selbstorganisation von Personen in bestimmten Lebenslagen, wie 

beispielsweise Selbsthilfegruppen – virtuelle Formate erreichen nun auch Personen, die als Er-

krankte oder pflegende Personen nicht uneingeschränkt mobil sind. Auch die in der Corona-Pan-

demie eingeführte Option von Treffen im Freien wurde teilweise fortgesetzt. Diese Ausweitung der 

Möglichkeiten hat damit ein neues Gemeinschaftsgefühl auch in kleineren Gemeinschaften schaffen 

bzw. einen bestehenden Zusammenhalt stärken können. 

In der Gesamtschau wird deutlich, dass insbesondere das digitale Element deutlichen Aufschwung 

erfahren hat. In einigen Interviews wurde auf die zunehmende und nun verbesserte Ausstattung 

mit digitalen Endgeräten verwiesen – in den Anfangsphasen der Pandemie musste teilweise auf 

persönliche Geräte zurückgegriffen werden, um die anfallenden Arbeiten im Homeoffice erledigen 
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zu können. Jedoch wurde auch immer wieder dargelegt, dass die Arbeit nach Beendigung der 

akuten Krise in vielen Bereichen wieder stärker mit dem „Vorkrisenzustand“ vergleichbar sei, da 

weniger die ad hoc-Erledigung unmittelbarer Herausforderungen als vielmehr die längerfristig vor-

gesehenen Arbeiten im Mittelpunkt stünden. 

6.5 Auswirkungen des zivilgesellschaftlichen Engagements auf den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt 

Die große Hilfsbereitschaft und der Zusammenhalt auch unter zivilgesellschaftlichen Akteuren ins-

besondere in den ersten Infektionswellen, gekoppelt mit dem Entstehen vielfältiger neuer Initiativen 

stellte einen häufig geäußerten Punkt in den geführten Gesprächen dar. Auch wenn das Erreichen 

mancher Zielgruppen in der Pandemiesituation teilweise herausfordernd war, so wurde immer wie-

der auf die Vorteile der virtuellen Formate verwiesen, die insbesondere Menschen mit einge-

schränkten Möglichkeiten persönlicher Anwesenheit integrieren können. Andererseits wurden auch 

Bevölkerungsgruppen identifiziert, die für virtuelle Tools weniger zugänglich waren, sei es aus Grün-

den der physischen Ausstattung, sei es aus Akzeptanzgründen und Priorisierung persönlicher Kon-

takte. Aber auch in letztgenannten Fällen gab es vielfältige Bestrebungen, die vormals interperso-

nellen Kontakte fortzuführen. Daher wurde zumeist von einem guten und starken gesellschaftlichen 

Zusammenhalt in den ersten Pandemiephasen berichtet. 

Hier kam es allerdings im Verlauf der Pandemie zu geänderten Wahrnehmungen. Nennungen wa-

ren hier beispielsweise der Vertrauensverlust in die Schutzmaßnahmen, Herausforderungen im 

Spannungsfeld von eigener Betroffenheit durch krankheitsbedingte Ausfälle und Fortführung der 

Unterstützungsmaßnahmen für Hilfsbedürftige, aber auch die Konfrontation von Mitarbeitenden in 

Verwaltung und Unterstützungseinrichtungen mit ablehnenden Reaktionen seitens eines Teils der 

Bürgerinnen und Bürger. 

Auch kam in einigen der geführten Gespräche eine wahrgenommene Änderung der Bedeutung des 

Ehrenamts in der Bevölkerung zur Sprache, die weniger ursächlich auf die COVID-19-Pandemie 

zurückzuführen sei, als vielmehr durch sie verstärkt wurde. Ein stärkeres projektbezogenes Engage-

ment liege stärker im „Zeitgeist“ als ein verbindlich sowie langfristig orientiertes Mitwirken in zivil-

gesellschaftlichen Organisationen und Aktivitäten, so die Beobachtung. Einig waren sich die Ge-

sprächspartnerinnen und -partner in der positiven Bewertung des zivilgesellschaftlichen Engage-

ments zur Überwindung der Pandemie und im Bewusstsein, dass die Zivilgesellschaft für eine funk-

tionierende Gesellschaft notwendig ist. Demgegenüber wurden Mittelkürzungen insbesondere in 

diesem Bereich thematisiert. 

Die Pandemie verstärkte die Erkenntnis, dass es verschiedene gesellschaftliche Gruppen gibt, die 

schwer erreichbar sind, etwa sozial benachteiligte Gruppen sowie Bevölkerungsgruppen mit man-

gelnden Deutsch-Kenntnissen und/oder mit Migrationshintergrund. Diese Gruppen können nur 

teilweise oder gar nicht am gesellschaftlichen Leben teilnehmen und sind in Krisensituationen be-

sonders vulnerabel. So wurde in den geführten Gesprächen die Schwierigkeit im Zugang zu diesen 

Mitbürger:innen thematisiert, verbunden mit der Notwendigkeit, hier spezifische zielgruppenange-

passte Vorgehensweisen zu entwickeln. Dies führte auch zur Identifizierung zusätzlicher Zielgrup-

pen für soziale und kulturelle Angebote über die Pandemie hinaus. Exemplarisch können Menschen 

mit Migrationshintergrund, mit Beeinträchtigungen oder chronisch Kranke benannt werden. Auch 

neue Themenbereiche wie Klima- oder Energiefragen wurden aufgelistet. In einem Gespräch wurde 

die Befürchtung geäußert, dass aufgrund des beobachteten verminderten Zusammenhalts in der 

Pandemie eine künftige Pandemiebewältigung schwieriger sein könnte. Relevant und bedeutsam 

wurde in jedem Fall die Kommunikation und der Austausch über die Erfahrungen in der Pandemie 

betrachtet. 
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6.6 Was braucht es für die Zukunft? 

Aus den geführten Gesprächen lassen sich verschiedene Lerneffekte, Erfahrungen und Notwendig-

keiten für potenzielle künftige Pandemien oder andere Krisensituationen ableiten. 

Zunächst bleibt festzuhalten, dass zivilgesellschaftliches Engagement in unterschiedlichen Berei-

chen der Gesellschaft vorhanden war und zur Aufrechterhaltung von Unterstützungsangeboten für 

Hilfsbedürftige bzw. zur Bewältigung der neuen Herausforderungen beitrug. Auch wenn die Effekte 

kaum quantifizierbar sind und keine Informationen über eine Situation ohne zivilgesellschaftliches 

Engagement (kontrafaktische Situation) vorliegen, so überwog die Wahrnehmung der Befragten, 

dass sie in positiver Weise zur Überwindung der Pandemie beitragen konnten. Zumeist erfuhren 

die entsprechend engagierten Personen und Organisationen Dankbarkeit seitens ihrer Zielgruppen, 

jedoch sollen auch negative Rückmeldungen nicht unerwähnt bleiben. Vereine, spontane Zusam-

menschlüsse hilfsbereiter Bürgerinnen und Bürger konnten in flexibler, teilweise auch etwas unkon-

ventioneller Weise auf konkrete Bedarfe reagieren, dabei das spezifische kleinräumige Umfeld und 

seine Gegebenheiten einbeziehen und insgesamt die Verwaltung und weitere Organisationen di-

rekt unterstützen. Um hier für die Zukunft gewappnet zu sein, müssten die Erfahrungen aufbereitet 

und kommuniziert sowie der Resilienzaspekt im Sinne einer Krisenvorsorge stärker in die täglichen 

Arbeiten verankert werden. 

Verdeutlicht wurde in den geführten Gesprächen zudem die Bedeutung individueller Charakteris-

tika, Belastbarkeit und der spezifischen Situation im Arbeitsumfeld und darüber hinaus. Kommuni-

kation und persönliches Miteinander insbesondere in der Krisensituation erforderten neben flexib-

lem Einsatz und kreativen Ideen zum Umgang mit der Situation eine rasche Reaktionsfähigkeit und 

hohe Belastbarkeit seitens der sozialen und kulturellen Organisationen (sowie selbstverständlich 

auch seitens der Mitarbeitenden in Verwaltung, medizinischen und weiteren Bereichen), oftmals in 

Situationen eigener hoher Belastung. Dabei zeigten sich unterschiedliche Reaktionen und unter-

schiedliche Toleranzgrenzen der betroffenen Personen. Dies in künftigen Krisensituationen zu be-

rücksichtigen und auf jeweils persönliche Faktoren einzugehen, scheint ein wichtiger Lerneffekt der 

geführten Gespräche zu sein. Voraussetzung dafür ist eine entsprechend respektvolle Arbeitskultur 

und eine Führungskultur, die akzeptiert, dass nicht jede Aufgabe für alle Personen in gleicher Weise 

und in gleichem Umfang geeignet ist, und die diese Faktoren sowohl in der internen Arbeitsorga-

nisation als auch im externen Zusammenwirken mit der Zielgruppe berücksichtigen kann. 

Weiterhin wurde deutlich, dass die Pandemie über den medizinischen Bereich hinaus wirkte, wenn-

gleich es in der COVID-19-Situation in erster Linie und insbesondere in der Anfangsphase um den 

Erhalt der Gesundheit und den Schutz der Bevölkerung ging. Dieser Aspekt (beispielsweise die Be-

rücksichtigung der Belange von Kindern und Jugendlichen) stellt einen umfangreichen Lerneffekt 

dar, der mittlerweile auch in der öffentlichen Diskussion zunehmend ins Bewusstsein rückt (vgl. 

Abschnitt 6.1). Die interviewten Gesprächspartner:innen verwiesen darüber hinaus auf das Bewusst-

sein für und die Vorsorge auf eine Krise und die Bedeutung der Versorgung der Zivilgesellschaft in 

Ausnahmesituationen. Hier ergeben sich wichtige Optionen für zivilgesellschaftliches Engagement. 

An den Schnittstellen der verschiedenen, durch die akute Situation betroffenen Bereiche haben 

gewisse Personen eine zentrale Position, indem sie weitere Individuen, Organisationen oder gesell-

schaftliche Gruppen vernetzen. Daraus folgt, dass zentrale Stellen Organisationsaufgaben im Kri-

senfall übernehmen können und Informationen hierüber in der Krisenvorbereitung und -vorsorge 

vorliegen sollten. 

Weiterhin wurde in der Retrospektive beobachtet, dass durch die Pandemie ein anderes Reaktions-

bewusstsein entstanden ist. Konkret wurden eine größere Flexibilität sowie die Erfahrung benannt, 

dass im Krisenfall bestimmte Aufgaben liegen bleiben können und aktuell drängende Aufgaben 

vorzuziehen sind. Im konkreten Fall war beispielsweise die Kontaktnachverfolgung eine zentrale 
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Aufgabe, die der Bearbeitung von Aspekten wie Genehmigungsanträgen vorgezogen werden 

musste. Diese flexible Handhabung von Tätigkeiten, so ein Ergebnis der geführten Gespräche, sei 

durch die erlebte Krisensituation nun stärker im Denken und Handeln sowohl der Mitarbeitenden 

als auch der Führungspersonen verankert.37 Auch der Hinweis zu den langfristigen Herausforde-

rungen einer Pandemie im gesundheitlichen Bereich, aber auch darüber hinaus (Thema Einsamkeit 

und Teilhabe) wurde in einigen der Interviews geäußert – dies sollte in die Gesamtbewertung ein-

bezogen und für weitere Krisen vorgedacht werden. 

Im Zusammenhang mit diesen Aspekten kam eine Reihe von Vorschlägen zur Sprache. Diese be-

trafen u.a. Maßnahmen zur Selbstfürsorge Hilfswilliger und helfender Mitarbeitender in Verwaltung 

und zivilgesellschaftlichen Organisationen, daneben die Nutzung von Instrumenten wie Podcasts, 

leichte Sprache und/oder auch Gebärdensprache. Als überaus hilfreich haben sich zudem die teil-

weise umfangreichen Sprachkenntnisse seitens unterstützender Stellen und auch eigene Kontakte 

und Netzwerke erwiesen.38 Es wurde aber auch nicht unerwähnt gelassen, dass in einer Krisensitu-

ation nicht immer alle Befindlichkeiten berücksichtigt werden können. Insgesamt wurde das Be-

wusstsein für einen gewissen Pragmatismus sowie für das „Machen“ als wichtiger Lerneffekt be-

zeichnet. 

Zur Stärkung des zivilgesellschaftlichen Engagements und des sozialen Zusammenhalts wurde fer-

ner die Anerkennung des Engagements als wichtiger Faktor für den künftigen Einsatz von Bürge-

rinnen und Bürgern hervorgebracht: Zivilgesellschaftliches Engagement solle anerkannt und damit 

seine Bedeutung öffentlich hervorgehoben werden. Dies müsse nicht zwingend in monetärer Form 

erfolgen, könne auch beispielsweise eine Auszeichnung und/oder eine öffentliche Würdigung sein. 

Auch die bereits erwähnte Öffnung der Einsatzbereiche von Vereinen im Krisenfall ohne Verlust der 

Gemeinnützigkeit oder anderer Folgen (beispielsweise Erzielung der Beschlussfähigkeit auch über 

virtuelle Formate), insgesamt die Absicherung des konkreten Engagements, wurde als wichtiger 

Punkt im Krisenfall benannt. 

Abschließend sei auf das Thema „Einsamkeit“ verwiesen, das künftig eine steigende Bedeutung in 

der Gesellschaft erfahren dürfte.39 

6.7 Fazit: Corona-Pandemie und zivilgesellschaftliches Engagement 

Eine Reihe zusammenfassender Schlussfolgerungen können den geführten Interviews zur Bedeu-

tung des zivilgesellschaftlichen Engagements in der COVID-19-Pandemie entnommen werden: 

Die Pandemiesituation hat ein hohes Engagement aus der Zivilgesellschaft und eine große Hilfsbe-

reitschaft hervorgerufen, die insbesondere in den frühen Phasen zur Überwindung der pandemie-

bedingten Herausforderungen beigetragen haben. Hierdurch konnten die Verwaltungen unter-

stützt und ein Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt geleistet werden. Teilweise konnten 

zivilgesellschaftliche Gruppen über ihre Kontakte, spezifischen Zugänge und Sprachkenntnisse auf 

benachteiligte sowie schwer erreichbare Bevölkerungsgruppen zugehen und Hilfsangebote unter-

breiten. Dabei erwiesen sich eigene Erfahrungen, Verständnis für die Situation der jeweiligen Ziel-

 
37  Vgl. hierzu auch die Ausführungen zu „Leadership“ in Yorulmaz 2025. Rau und Trapp (2025) verweisen ebenfalls auf diesen Aspekt und betonen 

die besondere Verantwortung und Fürsorgepflicht von Führungspersonen in der Krise. Als zentrale Punkte nennen sie u.a. eine Sensibilisierung 

für Belastungen und Belastungsgrenzen, Offenheit und Unterstützung für Bedarfe und Belastungssituationen der Mitarbeitenden (Fürsorgekul-

tur), aber auch eine positive Fehlerkultur, Vertrauen und Wertschätzung gegenüber den Mitarbeitenden. 

38  In einem Gespräch wurde positiv angemerkt, dass die Vielfalt der angebotenen sprachlichen Kompetenzen innerhalb des Teams durch die Pan-

demieherausforderungen erst verdeutlicht wurde. 

39  Hierzu gibt es mittlerweile verschiedene Maßnahmen des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend wie die „Allianz 

gegen Einsamkeit“ (https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/allianz-gegen-einsamkeit) oder das Kompe-

tenznetz Einsamkeit (https://kompetenznetz-einsamkeit.de/). 

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/allianz-gegen-einsamkeit
https://kompetenznetz-einsamkeit.de/
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gruppen, Empathie und eigene Resilienz als hilfreich. Deutlich wurden auch die Effekte der Pande-

mie über den rein gesundheitlichen Bereich hinaus, verbunden mit Interaktionen zwischen Gesund-

heit und sozialen Bereichen. Bei den interviewten Vertreter:innen zivilgesellschaftlicher Bereiche 

führte dies zur wahrgenommenen hohen Bedeutung des zivilgesellschaftlichen Engagements in der 

Krisenbewältigung. Im Gegensatz dazu wurden Mittelkürzungen bzw. fehlende Nachbesetzungen 

von Personal in diesem Bereich kritisiert. Auch kamen Veränderungen im gesellschaftlichen Enga-

gement zur Sprache – ein Aspekt, der weiterhin diskutiert werden und ggfs. Hinweise für neue For-

men und Formate des Engagements liefern sollte. 

Wichtige Lerneffekte aus der Pandemie lassen sich mit Pragmatismus, schlanken Prozessen und die 

unmittelbare Umsetzungsorientierung („Machen“) umschreiben. Dazu ist nicht zwingend die Ent-

wicklung neuer Herangehensweisen erforderlich, vielmehr scheint die Überprüfung bestehender / 

vergangener Vorgehensweisen, Werkzeuge und Instrumente und ihre Anwendung auf die neue 

Situation zielführend. Zentrale Aspekte sind die Bildung von Vertrauen zwischen Helfenden und 

Hilfsbedürftigen, verbunden mit Respekt gegenüber persönlichen und personenbezogenen Belan-

gen (einschließlich der Nutzung sowie Weitergabe personenbezogener Daten) und der Offenheit 

für pragmatische Ansätze bei Risiken. 

Weiterhin spielt auch hier die Kommunikation eine zentrale Rolle. Während der Pandemie kam dies 

insbesondere in Bezug auf die Vorgaben der Verwaltung und die Interpretation der behördlichen 

Vorgaben sowie deren Umsetzung im konkreten Kontext zur Sprache. Aber auch die interne Kom-

munikation in zivilgesellschaftlichen Organisationen und ihrem Austausch mit der Zivilgesellschaft 

auf der einen und der Verwaltung auf der anderen Seite stellten wichtige Themen dar. Zentral schei-

nen in der Rückschau die Klarheit, Eindeutigkeit und Verständlichkeit der Informationen, aber auch 

der ehrliche Umfang mit Informationen und Informationslücken zu sein. Auch sollte die Bedeutung 

der persönlichen Kontakte nicht unterschätzt werden, die im Arbeitsalltag auch außerhalb der Krise 

von zentraler Bedeutung ist, aber in der Organisation von Hilfsmaßnahmen unabdingbar scheint. 

Zu berücksichtigen ist zudem der zeitliche Verlauf einer Krise. Dies hat sich im Pandemiekontext 

über Ermüdungserscheinungen auf allen Seiten, abnehmender Akzeptanz für die Schutzmaßnah-

men, aber auch eine Fokussierung auf Personengruppen gezeigt, die sich öffentlich äußerten, wäh-

rend die Interessen anderer Bevölkerungsgruppen in geringerem Maße Berücksichtigung fanden. 

Aber auch zunehmende Routinen in den Prozessen zur Krisenbewältigung wurden erwähnt. Hier 

wird die Notwendigkeit nach einer Aufarbeitung der Pandemie deutlich, um für künftige Krisensi-

tuation stärker sensibilisiert und vorbereitet zu sein und auf Lerneffekte aus der Pandemie zurück-

greifen zu können. 

Die Verwaltung als moderierender Faktor in einer Krisensituation wurde in den geführten Gesprä-

chen in heterogener Weise wahrgenommen. Dies ist angesichts der Vielfalt der jeweiligen Situati-

onen nicht überraschend. Bemerkenswert scheint der Hinweis aus einer kleinen Anzahl von Gesprä-

chen, die der Verwaltung eine höhere Reaktivität beimisst als dies oftmals in der öffentlichen Dis-

kussion der Fall ist. So scheint sich die kommunale Verwaltung zumindest teilweise flexibler, krea-

tiver und agiler, mithin innovativer, zu zeigen als oftmals vermutet.40 Dabei werden Verwaltungen 

– wie auch andere Organisationen – durch ihr Personal und ihre Arbeitsweise geprägt. Agiles Han-

deln, kreative und innovative Ansätze und die Förderung von neuen Ideen werden dabei stark durch 

eine entsprechende Arbeitskultur geprägt, die durch die Schaffung von Freiräumen, den Mut zu 

Neuem, Offenheit für neue, ggfs. auch zunächst unkonventionell erscheinende Ansätze geprägt ist 

 
40  „Innovation“ bzw. „innovative Ansätze“ sind hier nicht zwingend als vollständig deckungsgleich mit Innovationen im unternehmerischen Bereich 

zu verstehen. Oftmals geht es um stärker soziale Innovationen bzw. der Kombination von technischen und sozialen Ansätzen und eine hohe 

Fokussierung auf das anvisierte Ziel. Dies dürfte in den vorangegangenen Ausführungen deutlich geworden sein: neue Arbeitsmodalitäten und -

formate, neue Vernetzungen und angepasste Angebote für die Zielgruppen standen deutlich im Mittelpunkt der Betrachtungen. Zu Innova-

tionen in der Verwaltung vgl. auch Seker (2024). 
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und das oben erwähnte „Machen“ ermöglichen. Dies beinhaltet ein Einverständnis über die unmit-

telbaren Notwendigkeiten und Prioritäten in der gegebenen Situation, aber auch Verständnis für 

unterschiedliche Eignung, Resilienz und Affinität der Mitarbeitenden für bestimmte Aufgaben. So 

kann Empathie, Kenntnis und Verständnis für individuelle Situationen und ein Gefühl der gemein-

schaftlichen Adressierung der anstehenden Aufgaben auch jenseits etablierter Prozesse, Strukturen 

und Hierarchien in der Krisensituation hilfreich oder sogar notwendig sein. Zusätzlich scheint so-

wohl im Bereich der Verwaltung als auch darüber hinaus die Wertschätzung der (gemeinsam) er-

zielten Erfolge und ein Hervorheben des Einsatzes aller Beteiligten ein wichtiger Aspekt zu sein, der 

nicht nur das Erreichte anerkennt, aber auch für künftige Situationen sensibilisiert und motiviert. 

Insgesamt kann aus diesen Punkten abgeleitet werden, dass in Krisensituationen der Zivilgesell-

schaft und ihren Organisationen eine hohe Bedeutung zukommt. Denn Vereine, soziale und kultu-

relle Einrichtungen sind nah an den Menschen und kennen ihre Bedarfe, können daher eine gute 

Schnittstelle bilden, um diese Bedarfe zu adressieren und in der Ausnahmesituation Engpässe in 

öffentliche Stellen zumindest teilweise aufzufangen. 

7 Zusammenfassung und Fazit 

Die COVID-19-Pandemie stellte Deutschland und die Welt vor gänzlich neue und äußerst vielfältige 

Herausforderungen, die Leben und Gesundheit der Bevölkerung und ihre gesamte Lebenssituation 

unmittelbar betrafen und entschiedene Lösungen erforderten. Diese konnten mit den bekannten 

Ansätzen und Routinen nicht oder nicht vollständig entwickelt werden – gefordert waren neue, 

teilweise auch unkonventionelle Lösungen, die ohne umfangreiche Vorbereitung oder Planung di-

rekt umgesetzt werden mussten. Kreative, innovative Wege waren notwendig, um die Herausfor-

derungen bewältigen zu können. Nach der Pandemie besteht die Aufgabe darin, aus den positiven 

wie negativen Erfahrungen zu lernen und bewährte Innovationen in Routineprozesse zu überführen. 

Die durchgeführten drei Vertiefungsstudien in den Bereichen der Gesundheitsämter, der Krisen-

kommunikation und des zivilgesellschaftlichen Engagements zeigen die jeweiligen Herausforde-

rungen sowie die gewählten Lösungswege auf. Einen zentralen Faktor stellten neue digitale Lösun-

gen dar. Allerdings zeigte sich auch, dass digitale Tools nicht das alleinige Werkzeug darstellen 

können, da sie nicht in allen Fällen und Situationen akzeptiert und angemessen erscheinen. Die 

Notwendigkeit einer stabilen digitalen Infrastruktur hat sich in allen Vertiefungsstudien als zentrales 

Element für den 'Nach-Pandemie-Alltag' und insbesondere für künftige Krisen als elementare Vo-

raussetzung herausgestellt. 

In der Gesamtbetrachtung zeigt sich: Flexibilität, Agilität und Pragmatismus sind in einer Krisensi-

tuation unabdingbar. Dabei ist es erforderlich, dass agiles und flexibles Handeln in einem gesicher-

ten (rechtlichen) Rahmen erfolgt. Dies hat sich insbesondere im Bereich der Gesundheitsämter ge-

zeigt, denn hier muss gewährleistet sein, dass das behördliche Handeln auf der lokalen (bürgerna-

hen) Ebene in einem rechtlichen Kontext erfolgt, der auf die Bewältigung unmittelbare Krisensitua-

tion gerichtet ist und nicht permanent mit der übergeordneten (Landes-, Bundes-) Ebene rückge-

koppelt werden muss. Aber auch im Fall des zivilgesellschaftlichen Engagements hat sich gezeigt: 

Vereine können agil und bevölkerungsnah agieren, wenn ihre Aktivitäten im Krisenfall auch über 

den eigentlichen Vereinszweck hinausgehen können. Im Bereich der Krisenkommunikation wurde 

bei aller Agilität jedoch auch die Bedeutung von Kommunikationsstandards sowie einer strategi-

schen Krisenkommunikation deutlich, um klar und verständlich informieren zu können und darüber 

zu Akzeptanz und Vertrauen in der Bevölkerung beizutragen. 
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Zudem kristallisierte sich in den Vertiefungsstudien heraus, dass die Einbindung des Sachverstands 

auf der lokalen Ebene in die Rahmensetzung auf der höheren Steuerungsebene von Bund und Län-

dern eine wichtige Voraussetzung für effektive Entscheidungen ist, um die Umsetzungsperspektive 

in die Entscheidungsprozesse einbeziehen zu können.41 Einheitliche Vorgaben und Standards spie-

len eine wichtige Rolle, um zielorientiert und transparent handeln zu können und um Akzeptanz 

der Bevölkerung für die getroffenen Entscheidungen – auch über die Grenzen einer Kommune hin-

aus – zu erzielen. Deutlich wurde zudem, dass ein alleiniger Kanal zur Kontaktierung zwischen Ver-

waltung und Bevölkerung nicht ausreichend ist, sondern vielmehr unterschiedliche Kommunikati-

onswege erforderlich und idealerweise direkte Kontaktmöglichkeiten von Vorteil sind. Um die ge-

samte Bevölkerung zu erreichen und zur Unterstützung der getroffenen Maßnahmen zu bewegen, 

scheint es in einer Ausnahmesituation daher noch bedeutender als im "Normalfall" zu sein, unter-

schiedliche Austauschwege zu bespielen, um eine möglichst umfassende Informationsdiffusion zu 

erzielen. 

Als wichtig für die zentrale Akteure und Gremien haben sich außerdem Netzwerke und Kontakt-

möglichkeiten herausgestellt. Hier können Informationen eingeholt, Erfahrungen geteilt und auf 

Expertise im Netzwerk zugegriffen werden. Voraussetzung ist eine entsprechende Infrastruktur und 

Ausstattung. Wichtige Lern- und Erfolgsfaktoren beziehen sich darüber hinaus auch auf soziale 

Kompetenzen, Haltungen und Einstellungen. So wurde in den geführten Interviews immer wieder 

von einem "Mindset der Veränderungen" und von einer "Macher-Mentalität" gesprochen. Daraus 

lässt sich ableiten, dass in einer Krisensituation bestimmte Persönlichkeiten nötig sind, die sich den 

Herausforderungen mit Mut und Tatkraft entgegenstellen, ebenso wie das Bewusstsein und die 

Bereitschaft zu Neuerungen und Veränderungen in den gewohnten Abläufen. Bei aller Offenheit 

für Neues sind jedoch Fehler in einer Situation unter Unsicherheit nicht zu vermeiden – dies gilt es 

zu akzeptieren und klar zu kommunizieren. 

Weitere wichtige Lerneffekte aus den Vertiefungsstudien betreffen Hinweise zur Führungskultur in 

den betroffenen Einrichtungen. Neben der bereits erwähnten Fehlertoleranz und einem hohen Maß 

an Pragmatismus haben sich der Faktor "Vertrauen" in die Mitarbeitenden, das Einräumen von Frei-

räumen sowie die Nutzung von Ermessensspielräumen für ein flexibles, agiles Handeln als wichtige 

Faktoren herauskristallisiert. Zudem sollten idealerweise die individuellen Situationen der Mitarbei-

tenden und etwaige Unterschiede in der persönlichen Belastbarkeit und Betroffenheit berücksich-

tigt werden. Hinzu kommt ein flexibler Personaleinsatz, mit dem punktuellen Bedarfen durch den 

Einsatz von "fachfremden" Personen an zentralen Positionen in effizienter Weise begegnet werden 

kann. 

In allen drei untersuchten Themenfeldern hat sich gezeigt, dass eine Krise wie die Pandemie ein 

plötzlich eintretendes Ereignis ist, das der Gesellschaft ein Abweichen von üblichen Routinen ab-

verlangt. Der Zusammenhalt innerhalb der Gesellschaft hat sich als elementar erwiesen, um die 

Krisensituation erfolgreich überwinden zu können. Dies zeigte sich sowohl im gesundheitlichen Be-

reich als Kern der Bedrohung als auch in allen weiteren Bereichen des wirtschaftlichen und sozialen 

Lebens. Zentrale Voraussetzung hierfür ist ein grundsätzliches Vertrauen in die Entscheidungen und 

Umsetzungsprozesse. Dieses kann durch eine klare sowie offene Kommunikation befördert werden 

– hierzu gehört beispielsweise auch, über Informationslücken und Entscheidungsgrundlagen zu in-

formieren sowie Anregungen entgegenzunehmen.  

Weiterhin ist in den geführten Interviews sowie den organisierten Workshops immer wieder auf die 

Notwendigkeit einer Aufarbeitung der Ergebnisse als notwendige Voraussetzung für die Ableitung 

 
41  Vgl. auch das Statement von Sören Link, Oberbürgermeister der Stadt Duisburg, zu Krisenstäben auf allen Steuerungsebenen und der Kopplung 

ihrer Herausforderungen und Erfahrungen – diese Rückkopplung von der lokalen in die höheren Ebenen sei während der Pandemie nicht immer 

möglich gewesen, zumal unter extremem Zeitdruck gehandelt werden musste. Vgl. Statement Sören Link in https://www.bundestag.de/doku-

mente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880 (ab Minute 17:00).  

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-pa-enquete-1142880
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von Lerneffekten zur Sprache gekommen. Dies wurde als Vorbedingung für die Vorbereitung auf 

kommende Krisensituationen angesehen und herausgestellt, dass gewisse Vorbereitungen auf 

künftige Herausforderungen nötig sind, auch wenn die konkrete Ausprägung einer Krise nicht vor-

hersagbar ist. Denn Resilienz kann sich nicht erst zu Beginn einer Krise bilden, sondern fußt auf 

einer Sensibilisierung für potenzielle Ereignisse in "Nichtkrisenzeiten".  
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